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1. 
Blick nach rückwarts. 


Vom Uſtertag bis heute. 


wichenen Juli für ganz Europa höchſt wichtigen, in Frankreich ſtattge⸗ 
fundenen Vorfälle auch in unſerem gemeinſamen Vaterlande, und beſon⸗ 
ders auch in unſerem Kanton, die verſchiedenen Begehren und Wünſche, 
die ſeit dem Jahre 1814 durch die Ereigniſſe in den Schlummer einge⸗ 
wiegt wurden, aufgeweckt haben, welche gegenwärtig an der Tagesordnung 
ſind.“ 

Wo ſteht das? Das ſind die Eingangsworte des Memorials von 
Uſter vom 22. November 1830. „Allgemein bekannt“ war es bei den 
Uſtertagsfreiſinnigen ſelber, daß einzig die franzöſiſche Julirevolution 
ihre zürcheriſchen Begehren und Wünſche „aufgeweckt“ und ihnen die 
Kraft und den Mut zu ihrer Volksverſammlung gegeben hatte. Sie waren 
natürlich weit davon entfernt, darin eine „Nachäffung des Auslandes“ 
zu ſehen. Und ob ihre konſervativen Gegner ſie darin erblickten, das iſt 
heute ſehr ſchwer feſtzuſtellen; denn die offizielle Schweizergeſchichte iſt 
von Freifinnigen geſchrieben worden. Aber auf alle Fälle ſollte man, 
wenn man im Glashaus ſitzt, nicht mit Pflaſterſteinen werfen. Und 
ſchließlich waren die Ahnherren der heutigen Uſtertagsparteiler immerhin 
Männer, denen man Reſpekt nicht verſagen darf. Am „Nachäffen“ hängt 
eben nicht alles. 

Sie waren Männer! Denn ſie haben nach 1830 dann 18 Jahre lang 
gekämpft für ihre politiſchen Ueberzeugungen und ſind dabei in Ehren 
grau geworden, unzählige Fähnlein von ſieben Aufrechten, auch wenn 
fie lange nicht alle — was nach kürzlicher freiſinniger Definition einzig 
auf Achtung Anſpruch gibt — Reichtum und Güter erworben haben. Da⸗ 
mals, zwiſchen 1830 und 1848, war noch der Atem des Lebens im Frei⸗ 
ſinn. Damals trug er die Zukunft in ſich. In den Mitteln zwar iſt er 
bei Gott nicht wähleriſch geweſen. Viel weniger wähleriſch als heute die 
Fronten. Das Ausplündern von Zeughäuſern hat er ſelbſtverſtändlich 
gefunden. Und als der Ratsherr Leu von Eberſoll ſich dem Freiſinn 
lange genug mißliebig gemacht hatte, erſchoß ihn ein durch ſeine Partei⸗ 
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preſſe „aufgehetzter“ freiſinniger Fanatiker ohne viel Federleſens, als er 
neben ſeiner Gattin im Bette lag. Aber die Geſchichte hat dem Freiſinn 
dieſe wie andere Untaten verziehen, weil er damals als Ganzes betrachtet 
nicht für die Erhaltung von ſchäbigen Pfründen gekämpft hat, weil es 
ihm vielmehr um die Sicherheit und die Größe des 
Vaterlandes zu tun geweſen. 

Die hiſtoriſche Aufgabe des Freiſinns von damals war, eine ſtarke 
Schweiz zu ſchaffen. Dazu find ihm alle Mittel recht geweſen, die ſich ge— 
boten haben. Die Eidgenoſſenſchaft mußte ſich verändern, weil Europa 
ſich veränderte. Sie mußte ein feſteres Gefüge erhalten, weil ihre Nach— 
barn ſich feſtigten und zuſammenwuchſen. Rings um ſie herum entſtanden 
aus kleinen und lockeren größere und energiſchere politiſche Gebilde. Ita⸗ 
lien erwuchs aus einem „geographiſchen“ Begriff, wie es Metternich ge⸗ 
nannt hatte, zu einem geeinigten Königreich. Die deutſchen Staaten ver- 
ſchmolzen ſich über den Norddeutſchen Bund zum Kaiſerreich. Die Zeit 
war vorbei, die einen loſen und machtloſen Staatenbund ertragen konnte. 
Der Freiſinn wurde deshalb die ſtaatstragende Partei, weil er das Ganze 
ſah, weil er mit richtigem Inſtinkte die Zukunft ſpürte und ſich dafür 
einſetzte mit allen Kräften. 

Und darum gehört jenen Freiſinnigen, auch wenn ſie „nachäfften“, 
unſere Liebe: den Freiſinnigen des Uſtertags, des Tages von Wohlenſch⸗ 
wil, der Tage von Weinfelden, von Münſingen und von Balsthal, all 
jenen Männern der großen Volkstagungen, an denen im Jahre 1830 die 
Reviſion der Kantonalverfaſſungen im liberalen Sinne beſchloſſen wurde. 
Ihnen gehört unſere Liebe wie jenem ganzen Geſchlechte, das nicht ruhte 
und raſtete, ehe die Verfaſſung von 1848 zuſtandekam: jenem Kämpfer⸗ 
geſchlechte, das für ſeine Ueberzeugung in den Freiſcharenzügen von 1844 
und 1845 und erſt recht im Sonderbundskrieg den Kugeln entgegenſchritt! 
Zu ihnen bekennen wir uns als zu unſern Vätern und Vorbildern. Denn 
ſie haben getan, was die Zeit von ihnen verlangte: herzhaft und ohne auf 
Opfer zu ſchauen. Und ſo werden auch wir tun, was die Zeit von uns 
erfordert: herzhaft und ohne auf Opfer zu ſchauen. Aber die ältlichen 
Zylinderfreiſinnigen von heute, die zyniſchen Verteidiger ihrer Dividen⸗ 
den und Tantiemen und Embonpoints, ſie haben nicht das geringſte 
Recht, ſich auf die Furrer und die Ochſenbein, die Auguſtin Keller und die 
Munzinger, die Franscini und die Bornhauſer zu berufen. Jene wa⸗ 
ren nicht ihres, ſie waren unſeres Geiſtes. Des⸗ 
wegen, weil es das tiefſte Paradoxon der Geſchichte iſt, daß das, was 
einmal wahr und tief geweſen, und gerade darum, ſpäter mit Notwen⸗ 
digkeit falſch und ſeicht werden muß! Drum dröhnt auch den heutigen 
Freiſinnsherren, wenn fie fi auf ihre liberalen Ahnen berufen wollen, 


ein 3 Stimme vernichtend entgegen: „Weh dir, daß du ein En⸗ 
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Nie kommt es nämlich — und immer wieder muß das den Buch— 
ſtabengläubigen in die Ohren gerufen werden — auf die toten Lettern 
an. Auch nicht in den Parteiprogrammen! Es kommt einzig darauf an, 
wer dieſe Lettern zum Leben erweckt. Und zu welchem Leben! Jahrzehnte— 
lang haben die freiſinnigen Syſtemsherren jeweils am 1. Auguſt bei ben⸗ 
galiſcher Beleuchtung und einer Flaſche Dézaley vom Opferſinne geredet, 
und es iſt einem übel geworden dabei, wenn man ſie näher angeſehen 
hat. Aber wenn einer von uns heute das Wort ausſpricht, einer unſeres 
verlorenen Haufens, der keine Stunde weiß, ob man ihm morgen nicht 
ſeinen Brotkorb entzieht, einen Pflaſterſtein an den Kopf wirft oder ihn 
gar kurzerhand über den Haufen knallt — wie anders klingt dann ſolch ein 
Wort, aus dem die Flamme der Wahrheit ſchlägt! 

Einſtmals haben auch die Freiſinnigen zu kämpfen und ſich einer 
Sache zu opfern gewußt. Als ſie 3000 Mann ſtark aus vier angrenzenden 
Kantonen den Jeſuitenſtaat Luzern mit Geſchütz und Gewehr mitten im 
Frieden überfielen! Das war noch eine ganz andere Provokation als 
unſer Fackelzug nach Außerſihl. Es ging auch nicht ohne Tote ab. Der 
zweite Freiſcharenzug hat deren faſt jo viel gekoſtet wie der Sonderbunds⸗ 
krieg. Aber haben ſie deswegen den Mut verloren? Mit nichten! Denn 
allzugut haben ſie geſpürt, daß das vergoſſene Blut der notwendige Same 
der Zukunft war. Und es iſt merkwürdig: ſogar ein ſo friedfertiger Menſch 
wie Gottfried Keller hat wenigſtens einen Verſuch unternommen, dabei 
zu ſein. Und im Jahre 1846 — einem Jahr vor dem Sonderbundskrieg 
— hat er ein Gedicht veröffentlicht, in dem es heißt: 

Ich geb es zu, ich habe viel geſchrien, 
Bin dumpfes Echo von geweihten Tönen, 
Und nur die gute Sache mag mich tragen! 


Doch iſt's mein Herzblut, das ich ausgeſpien! 
Der Schlachtſchrei, der beim Angriff muß erdröhnen: 
Auf dieſen folgt ein regelrechtes Schlagen! 

Dieſer friedfertige, dieſer idylliſche Gottfried Keller hat den kommen⸗ 
den Bürgerkrieg alſo nicht nur vorausgeſehen, er hat ihn zum voraus 
verherrlicht. „Auf dieſen folgt ein regelrechtes Schlagen!“ 

Das war der Freiſinn von 1830—1848! Und weil er jo war, hat er 
geſiegt. Und als es dann an ein Ausnützen des Sieges ging, als es galt, 
gemäß der neuen freiſinnigen Verfaſſung die Wahlen vorzunehmen, da 
hat man zwar mit keinem Worte vom „totalitären Staate“ geſprochen, 
aber dank einer geſchickten Wahlgeometrie iſt es gelungen, den erſten Na⸗ 
tionalrat ſo zu beſchicken: 107 Freiſinnige und 6 Mann 
Oppoſition! Totalitärer Staat? Nein, freiſinnige Demokratie. 

Aber dennoch: jener Freiſinn von 1848 tat recht! Denn er hatte ein 
Haus zu bauen. Eines, das den drohenden Stürmen gewachſen ſein 


C ͤ . 


6 Paul Lang 


mußte. Drum galt es damals, ſchleunigſt die alte Wackelbaracke zuſam⸗ 
menzuſchlagen. Der Freiſinn ſpürte, was ſonſt unweigerlich in Kürze ge— 
kommen wäre: ein Ende in Schmach und Schande. 

Er hat ja dann auch mit dieſer ſicheren Mehrheit etwas geleiſtet! 
Binnen fünf Jahren hat dies neue Parlament zwei Reformen durchge— 
führt, die wir heute nicht in hundert Jahren zuwege brächten. Das war 
die Vereinheitlichung von zwölf Münzſyſtemen, die vorher in der Schweiz 
durcheinander gelaufen waren, und die Reinigung des noch größeren Zoll— 
Augiasſtalles: die Ablöſung von 400 Binnenzöllen. Es war wahrlich kein 
Leichtes, all die Tauſende von gegeneinanderſtrebenden wirtſchaftlichen 
Intereſſen, die mit dieſen Einrichtungen verknüpft und verflochten waren, 
unter einen Hut zu bringen. Sie hätten auch nicht unter einen Hut ge⸗ 
bracht werden können, wenn es damals ſchon ein Referendum gegeben 
hätte. Aber zum Glück wurde das erſt 1874 eingeführt, nachdem die 
Hauptſache an grundlegender geſetzgeberiſcher Arbeit geleiſtet war. Auch 
ſo war es noch ſchwierig genug, ſich im Nationalrat zu einigen. Wenn 
es ſchließlich dennoch gelang, ſo einzig deshalb, weil man damals noch 
zuſammenkommen wollte. Weil jene Parlamentarier noch diskutierten, 
um ſich gegenſeitig zu überzeugen. Weil damals das Reden zum Fenſter 
hinaus noch nicht erfunden war. Partei und Vaterland waren jenen 
Männern noch Eines. Sie waren Partei geworden aus Verantwortung 
für das Vaterland. Deshalb wollten und mußten ſie ſich in kleineren 
Fragen einigen. Es gab immer ein Gemeinſames, das man anrufen 
konnte, ein Höheres als wirtſchaftliche Belange und Intereſſen. Dies 
Gemeinſame war das Vaterland, nicht als toter Begriff, ſondern als Ie- 
bendige Erfahrung: als treue Kameradſchaft, als Kampf und Opfer, als 
Bewährung in Not und Getümmel! 

So wurden auf dem Fundament der Verfaſſung von 1848 die Mau⸗ 
ern errichtet und die Böden gelegt und die Zimmer gebaut. Und dann kam 
das Dach und der Schmuck des Innern. Allmählich geriet man ſogar in 
eine Art von Luxusgeſetzesfabrikation. Da iſt es denn begreiflich, daß 
das Referendum als eine wohltätige Bremſe gegenüber allzu eifri⸗ 
gen Juriſten vorgeſchlagen und eingeführt wurde. Freilich hat man ſich 
damals wohl kaum genügend Rechenſchaft darüber gegeben, daß es ſich 
eines Tages nicht nur als Guillotine gegenüber fragwürdigen, ſondern 
gegenüber beinahe allen Geſetzen erweiſen und dadurch ſich ſelber als finn- 
volle Einrichtung aufheben könnte. 

Und wie waren die Männer beſchaffen, die dieſe Geſetze ſchufen? 
Wenn wir die Generationen, denen das Steuer des Staates um 1860, 
1880 und 1900 anvertraut war, mit einander und mit der Generation 
von 1848 ſorgſam vergleichen, ſo können wir nicht umhin, eine Feſt⸗ 
ſtellung zu machen, der ich den Namen „progreſſive Führerde⸗ 
generation“ gegeben habe. Dieſe ſoziologiſche Erſcheinung der neue⸗ 
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ren Schweizergeſchichte bedarf noch durchaus der genaueren wiſſenſchaft⸗ 
lichen Durchdringung. Und doch bietet ſie den Schlüſſel zum ganzen 
Ablauf unſerer Innenpolitik! Es handelt ſich aber nicht um ein iſoliertes 
ſchweizeriſches Phänomen. Die ſchweizeriſche Entwicklung iſt gegenteils 
nur im Vergleich mit ähnlichen Vorgängen anderswo zu begreifen. Be⸗ 
trachte ich nämlich das politiſche Leben in irgendeiner der weſt⸗ 
lichen Demokratien, ſei es Frankreich, Belgien, England oder die Union, 
ſo ſtelle ich inbezug auf den Rhythmus des Parteilebens folgendes feſt: 
Es gibt überall urſprünglich zwei Parteien. Und dieſe zwei Parteien 
geraten abwechſelnd in die Regierung oder in die Oppoſition. Dadurch 
und nur dadurch erhalten ſie ſich jung und wandlungsfähig. Denn es iſt 
die Regel, daß eine Partei, die lange an der Herrſchaft iſt, verkalkt und 
vermaterialiſiert. Sie durchſetzt ſich mit Routiniers, mit Geſchäftspoli⸗ 
tikern. Sobald ſie aber geſtürzt iſt, iſt ihr erſtes Beſtreben regelmäßig, 
ſich von dieſen, ſie kompromittierenden Elementen zu reinigen. Denn 
ſie will der neuen Regierungspartei, die bis geſtern Oppoſition geweſen 
iſt, nun ſelber als ſchlagfertige Oppoſition entgegentreten. Und das kann 
ſie nur durch unverbrauchte Leute, durch integre Menſchen, durch einen 
tüchtigen Schuß Idealismus. Zu verfetten, das iſt das Schickſal je⸗ 
der Regierungspartei; denn dauernd hängen ſich unſaubere Elemente an 
die Rockſchöße derer, die die Macht beſitzen. Umgekehrt zieht jede Oppo⸗ 
ſitionspartei, ſchon weil ſie Oppoſitionspartei iſt, wie ein Magnet die Po⸗ 
litiker der entgegengeſetzten Weſenheit an: die Enthuſiaſten, die Idealiſten, 
die Reformer. In jeder Regierungspartei überwiegt der Realpolitiker, 
in jeder Oppoſitionspartei der Ideenpolitiker. Wenn die Parteien nun 
abwechſelnd den Kurs beſtimmen oder den Kurs bekämpfen, wie es mit 
allen großen Parteien der weſtlichen Demokratien in den letzten ein bis 
zwei Jahrhunderten der Fall geweſen iſt, ſo iſt dafür geſorgt, daß ſich 
immer wieder ein harmoniſches Gleichgewicht zwiſchen Geiſt und Ma⸗ 
terie einſtellt. Bei der Uebernahme der Macht werden die phantaſtiſchen 
Ideologen ausgeſchifft, beim Sturz in die Oppoſition die korrumpierten 
Allzurealpolitiker. 

Dieſer Pendelrhythmus hat den weſtlichen Parlamentarismus bis 
anhin in Funktion erhalten. In England beſſer als in Amerika. In 
Amerika beſſer als in Frankreich. In Frankreich beſſer als in der Schweiz. 
Ueberall beſſer als bei uns! Und zwar deshalb, weil unſer 
Halbparlamentarismus ihn gar nie gekannt hat. 

Gewiß ſtimmt das nicht für alle Teile der Schweiz. In jenen Kan⸗ 
tonen, wo der Freiſinn in ſtändiger Kampfſtellung gegen die Klerikalen 
ſtand und ſteht, in Solothurn, Luzern und St. Gallen vor allem, da war 
und blieb das Kaliber der Parteigrößen ein anderes. Aber auch dort 
ſank das Niveau von Jahrzehnt zu Jahrzehnt. Auch dort traten die ent⸗ 
ſcheidenden Fragen des Glaubens in den Hintergrund und die materiellen 
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Intereſſen beherrſchten das Feld. Auch dort wurde Taktik wichtiger als | 
Grundſatz und die Seſſel wichtiger als die Ziele. Schlußgefechte und 


Nachhutgeplänkel allerorten! Im ganzen war das Bild der ſchweizeriſchen 
Politik mit wenigen rühmlichen Ausnahmen in allen Kantonen das 
gleiche. So ſah dieſe Entwicklung aus: Die Politiker wurden älter und 
älter. Und von Generation zu Generation wurde vor allem ihr Sitzleder 


entſcheidender. Den Anwärtern auf irgendwelche Aemter wurde deren 


Erſätzung als hauptſächlichſte und meiſtens auch einzige Bedingung 
auferlegt. Ihr Format verſchlechterte ſich dementſprechend. 

Wenn es nicht jo geweſen wäre, ſchon in den neunziger Jahren, nie= 
mals hätte man den Katholiken den Bundesrat geöffnet. Wenn es nicht 
ſo geweſen wäre, daß der einſt ſtaatstragende Freiſinn eine reine 
Klaſſenpartei geworden, niemals hätte die Sozialdemokratie jo anſchwel⸗ 
len können. Die geiſtige und ſittliche Degeneration des Freiſinns 
hat letztlich die vaterländiſche Arbeiterſchaft, die ſich jahrzehntelang 
gegenüber dem Marxismus immun gezeigt hatte, dieſem endlich den— 
noch in die Arme getrieben! 1892 verriet der Grütliverein ſein 
vaterländiſches Credo zugunſten des marxiſtiſchen. Etwa um die gleiche 
Zeit zog Zemp als erſter Katholik in den Bundesrat ein. Das war die 
Wende. 

Von da an ging es in immer raſcherem Tempo bergab. Bis nach 
dem Kriege der Freiſinn als Strafe für ſein neuerliches ſtaatsmänniſches 
Verſagen den Nationalratsproporz zugeſtehen mußte, der prompt ſeine 
Pſeudoherrſchaft beſeitigte. Zugleich aber brach dies Ereignis auch, ob— 
ſchon es noch niemand bemerkt zu haben ſcheint, unſerer Verfaſſung das 
Genick! Denn es hat ſich ſeither gezeigt und zeigt ſich mit jedem Jahre 
deutlicher, daß unſere Verfaſſung einzig auf eine Mehrheitspartei zuge⸗ 
ſchnitten iſt und bei einem Vielparteienparlament ganz einfach nicht 
funktionieren kann! Was naive Soldſchreiber des Syſtems bis vorgeſtern 
als größten Ruhm unſeres halbparlamentariſchen Syſtems einer, wie ſie 
glaubten, ſtaunend aufhorchenden Welt verkündeten, nämlich, daß es 
keine Vertrauenskriſen und keine Miniſterſtürze kenne, das beginnt ſich 
heute als ſeine größte und lebensgefährliche Schwäche zu erweiſen. Es 
wird nachgerade mit jedem Tag klarer und deutlicher, daß wir nicht wie 
die weſtlichen Demokratien, und ganz beſonders die angelſächſiſchen, in 
einem dynamiſchen ſtaatlichen Organismus leben, der in ſich ſelber 
dauernde Erneuerungsmöglichkeiten beſitzt. Unſer ſo geprieſener Halb⸗ 
parlamentarismus iſt vielmehr ein Syſtem ſtarrſter Statik, das nicht von 
innen erneuert, ſondern einzig zerbrochen werden kann. Logiſcherweiſe 
mußte deshalb die Erneuerungsbewegung ſchon in der erſten Etappe in 
das Verlangen nach einer Totalreviſion der Verfaſſung einmünden. 

Warum ich das alles ſo ausführlich ſage? Weil es noch allerlei braucht, 
bis man die neuen Gedankengänge im ganzen Lande begriffen hat. Weil 
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unſer Volk in dieſen Dingen von einer unglaublichen Trägheit des Den⸗ 
kens iſt. Zwar nehmen ſchon ſeit vielen Monaten die Beſucherzahlen der 
freifinnigen Verſammlungen im ſelben Maße ab wie die der frontiſtiſchen 
zu. Aber da Hunderte von Zeitungen ſich in den Händen des Syſtems 
befinden und da und dort deſſen Parteikaſſen ſich noch in ausnehmendem 
Maße der Gnade chemiſcher Fabriken, Bierbrauereien, Banken und an⸗ 
derer mit irdiſchen Gütern reich geſegneter Inſtitutionen erfreuen, mag 
es noch etliche Zeit gelingen, das Land über den wahren Stand der Dinge 
hinwegzutäuſchen. Unterdeſſen werden die Vaterſohntragödien, wie Jakob 
Boßhart in ſeinem Schwanengeſang des Freiſinns, im Entwicklungsroman 
„Ein Rufer in der Wüſte“, eine gezeichnet hat, weitergehen, und weiter 
werden wir erſticken in der kleinen, der ſchleichenden Korruption, die ſchon 
ſeit langem unſer beſonderes helvetiſches Seelenklima darſtellt. Als klei⸗ 
nes Ländchen können wir uns ja keine Stawiſkys leiſten; wir müſſen uns 
mit volkstümlicheren Banken und Bankiers begnügen. 

Wohl klammern ſich die feindlichen Brüder, der Freiſinn und der 
Marxismus, heute in Todesangſt feſt und feſter aneinander. Die Zukunft 
des Landes geben ſie beide preis, vorausgeſetzt, daß man ihnen ihren 
geliebten Klaſſenkampf läßt, der einzig ihren Parteiorganiſationen noch 
einen Schimmer von Exiſtenzberechtigung zu verleihen ſcheint. Er iſt ja 
der herrlichſte Vorwand, um niemals in ſich zu gehen und alle Schuld 
jederzeit dem Gegner, ohne den ſie doch beide nicht mehr zu leben ver— 
möchten, aufbürden zu können! 

Wir aber wollen, daß man endlich einmal in ſich gehe! Weil wir 
Höheres kennen als die Klaſſe. Aus Liebe zum ganzen Vaterlande und 
zum ganzen Volke werden wir nicht ruhen noch raſten, ehe nicht der Klaſ⸗ 
ſenkampf, der unſer Volk in die Nähe des Abgrunds gebracht hat, ein 
Ding der Vergangenheit geworden iſt! Wir ſpüren, wie ſich der eiſerne 
Ring immer dichter um unſer Land zu legen beginnt. Immer geringer 
werden die Reſerven, immer knapper die Weide. Und darum kann es 
nur eine Parole der Zukunft geben: Gerechte Verteilung der 
Laſten. Gerechtigkeit aber iſt nur bei Vertrauen möglich. Und Ver⸗ 
trauen können jene Parteien heute unmöglich mehr fordern, deren ganze 
Politik ſeit jeher die Erzeugung von Mißtrauen war: Klaſſenkampf von 
oben und Klaſſenkampf von unten! 

Es iſt allerhöchſte Zeit, daß jenen Ideen und Inſtitutionen des letzten 
Jahrhunderts, deren eingeſtandenes oder uneingeſtandenes Ziel die Volks⸗ 
zerreißung war und iſt, endlich das Rückgrat gebrochen wird. Fertig 
muß es jetzt ſein mit dieſem verfluchten Jahrhundert, fertig mit ſeinem 
Kampfe aller gegen alle, mit ſeiner Zerſtörung jeder menſchlichen und 
göttlichen Bindung! Aufhören muß die Gegeneinanderwirtſchaft, die 
rückſichtsloſe Vernichtung all deſſen, was lebendiger Leib und Seele des 
Volkes iſt. 
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Der bürgerliche Freiſinn iſt jo gerichtet wie die Irrlehre des Mar- 
xismus, die er dank ſeines wirtſchaftlichen und ſeeliſchen Verhaltens der 
Arbeiterſchaft aufgezwungen hat. Denn er hat ſie in die Verdammnis ge⸗ 
ſtoßen, die leibliche der Slums, die ſeeliſche des Proletariats. Auch für ihn 
gilt: „Gewogen, gewogen und zu leicht befunden!“ Wenn wir Frontiſten 
den Marxismus haſſen wegen ſeiner ſcheinheiligen und falſchen internatio⸗ 
nalen Aſphaltſolidarität, die nur denkbar iſt auf Koſten der wahren Soli⸗ 
darität mit den Eidgenoſſen desſelben Blutes und desſelben Landes, ſo 
haſſen wir den Dekadenzfreiſinn doppelt, der nichts getan hat, um einen 
großen und ſtarken Volksteil in der hiſtoriſchen Gemeinſchaft unſeres Vol⸗ 
kes zu bewahren. 

Doch dürfen wir es beim Blick auf die Vergangenheit keineswegs be⸗ 
wenden laſſen. Unſere Pflicht iſt, die Zukunft zu bereiten. Die Zukunft 
aber will unerbittlich, daß beide aufgelöſt werden: der Freiſinn wie der 
Marxismus. Denn beide wollen die Volkszerreißung erhalten, beide wol⸗ 
len ſie verewigen. Das iſt, unter dem Aſpekt der Geſchichte geſehen, ihre 
Todſünde an der Seele der Eidgenoſſenſchaft. 

Die einzigen, welche die Gemeinſchaft des ganzen Volkes rück— 
haltlos bejahen, ſind wir. Und inſofern dürfen wir jenes vielangefeindete 
Wort tatſächlich gebrauchen, wenn wir ſagen: Das Programm der Na⸗ 
tionalen Front ſind wir. Denn inſofern wir in unſeren eigenen Reihen 
die verloren gegangene Volksgemeinſchaft neu erſchaffen, haben wir das 
Weſentlichſte auch ſchon geleiſtet. Alles andere leitet ſich aus dieſer Tatſache 
logiſch ab. Und wir haben ſie bei uns geſchaffen. Wir haben das wieder ge⸗ 
bunden, was auseinandergeriſſen war. In unſern Reihen ſind ſie wieder 
vereinigt, die vorher getrennt: die Arbeiter, die Bauern, die Bürger. In 
einer Front marſchieren wir. Der Zukunft entgegen. Unter einem Ban⸗ 
ner: dem alt⸗eidgenöſſiſchen, dem glorreichen Banner der wahren, der 
chriſtlichen Brüderlichkeit. Da noch keine tiefen Klüfte die Männer des⸗ 
ſelben Volkes trennten. Da ſie gleich waren in ihren Anſprüchen und in 
an Lebensart. In jenen einfachen Jahrhunderten unſeres Heldenzeit⸗ 
alters. 

So ſchreiten wir der Zukunft entgegen. Der Zeit großer Not und 
großer Gefahr. Wo nur dies uns verſöhnen kann mit dem harten Ge⸗ 


ſchick: daß wir gerecht uns vertragen werden: Als Eidgenoſſen, als Ka⸗ 
meraden und Brüder! 


a EEE = 


= 
Staatsrechtliche Reform. 


Demokratie und Führergedanke. 


Demokratie und Führergedanke? Sieht das nicht faſt ſo aus, als 
ob ich die Demokratie dem Führergedanken gegenüberſtellen wollte? Als 
ob es ſich nur um das eine handeln könnte oder das andere? Wer ſo auf 
den Inhalt riete, würde ſich täuſchen. Ich will vielmehr hier den Beweis 
erbringen, daß im Gegenteil Demokratie und Führergedanke notwendige 
Ergänzungen ſind. 

Zunächſt das Wort Demokratie, zu deutſch Volksherrſchaft! Da ſtutze 
ich ſchon. Herrſcht ein Volk wirklich jemals über ſich ſelbſt? Kaum habe 
ich meine Gedanken auf die Geſchichte der demokratiſchen Ideen eingeſtellt, 
um Klarheit darüber zu gewinnen, ſo tritt mir notwendigerweiſe auch 
ſchon der Name Rouſſeau auf die Lippen. Sollte nicht vielleicht dieſer 
Erzvater des Demokratismus Beſcheid wiſſen über ſie? Was aber finde 
ich in feinem Hauptwerk, dem «contrat social» geſchrieben? «S’il y avait 
un peuple de dieux, il se gouvernerait democratiquement. Un gouver- 
nement si parfait ne convient pas à des hommes.» Dieſem vernünftigen 
Urteil könnten wir vielleicht noch jenen treffenden Ausſpruch Profeſſor 
A. Guggenbühls zur Seite ſtellen: „Die Demokratie iſt eine Staatsform 
der Geduld, die reine Demokratie eine Staatsform der Hiobsgeduld.“ 
Doch nun ohne Arabesken klipp und klar: Die reine Volksherr⸗ 
ſchaft iſt unmöglich. Es hat ſie nie gegeben. 

Iſt aber vielleicht der reine Führerſtaat möglich? Was bemerken 
wir denn, wenn wir die Geſchichte der Diktaturen ſtudieren? Als ewig 
ſich Wiederholendes dieſes: daß jeder Diktator, heiße er nun Napoleon, 
Muſſolini oder Hitler, ſobald er die Zügel der Macht ergriffen hat, ſich 
allſogleich vom Volke beſtätigen läßt, d. h. der reine Führerſtaat des mehr 
oder weniger überraſchenden, mehr oder weniger ungeſetzlichen Staats⸗ 
ſtreiches kippt in kürzeſter Friſt um in die plebiszitäre Führer⸗ 
demokratie! 

Es ergibt ſich aus dem Vorhergehenden, daß die Wirklichkeit 
immer nur beides kennt, Demokratie und Führergedanken, eine Mi⸗ 
ſchung, eine Verſchmelzung, ein In- und Miteinander von Führer oder 
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Führern und Geführten. Was einzig zur Diskuſſion ſteht, ift die Doſie⸗ 
rung dieſer Elemente und die Art ihrer Verbindung. Aber daß beide im= 
mer da ſind, dies iſt die Wirklichkeit der Geſchichte. 


Allerdings, wer in der Geſchichte an ewige Ideen glaubt, der wird 
von dieſer Ausſage vielleicht ſchmerzlich betroffen ſein. Wie ſteht es denn 
aber überhaupt mit dieſen jogen. politiſchen und hiſtoriſchen Ideen? Ich 
muß geſtehen, daß ſie mir alleſamt, ſeitdem ich nicht mehr unbeſehen auf 
die Worte gewiſſer Profeſſoren ſchwöre, ſondern ſie ſelber unter die Lupe 
zu nehmen pflege, beträchtlich weniger Eindruck machen als früher. Ich 
habe beiſpielsweiſe bemerkt, daß dieſe Ideen, die in manchen Lehrbüchern 
ſo wundervoll abſolut einherſtolziert kommen, in der Regel nichts anderes 
ſind als die zu gigantiſchen Ballons aufgeblähten Wünſche und Hoffnun— 
gen eines revolutionären Volkes. Dabei pflegt ihr Anſpruch auf Abſo— 
lutheit direkt proportional zur Kraft des zu überwindenden Widerſtandes 
zu wachſen. Wir beſitzen in der Schweiz deshalb nur ein ganz gering⸗ 
fügiges ideelles revolutionäres Schrifttum, weil alle unſere Volksbewe— 
gungen entweder verhältnismäßig raſch ihre Ziele erreicht oder aber ſich 
an fremdes Ideengut weitgehend angelehnt haben. Jedoch, als die Fran— 
zoſen 1789 mit ihrer tauſendjährigen Monarchie Schluß machen wollten, 
da brauchten ſie naturgemäß ganz gewaltig leuchtende Ideenraketen. So 
kommt es, daß die Prinzipien Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit ſo 
hoch in den Himmel hinauf geſtiegen find, daß manch ein geiſtig Genüg⸗ 
ſamer tatſächlich glaubt, ſie ſeien dort oben als Fixſterne feſtgewachſen. 

Wie ſah es in Wirklichkeit damit aus? Ganz kurze Zeit ſchon nach dem 
Ausbruch der Revolution hat es ſich klar gezeigt, daß die hundertprozen— 
tige „Freiheit“ zwar recht war, um dem König die Krone vom Kopfe zu 
fegen, daß man damit aber auch beim beſten Willen nicht regieren konnte. 
So beſchloß man preſtiſſimo wenigſtens zum Prinzip der Tugend zurüd- 
zukehren, die bekanntlich mit der Freiheit nicht immer auf dem beſten 
Fuße ſteht. Die Gleichheit erwies ſich gleichfalls als praktiſch ſehr uner— 
wünſcht; denn ſchon die Verfaſſung von 1791 ſchloß die Bedienten vom 
Stimmrechte aus. Von nun an goß die Revolution mit jedem Jahre mehr 
Führerwaſſer in ihren demokratiſchen Wein, bis fie bei der plebis- 
zitären Demokratie Napoleons angelangt war. Jetzt war end⸗ 
lich wieder eine vernünftige und einigermaßen ſtabile Doſierung erreicht. 

Die politiſchen Ideen ſind eben niemals Selbſtzweck, wie gewiſſe 
Ideologen im Zigarettenrauch ihrer Dachzimmer anzunehmen ſcheinen. 
Sie ſind nur die Mittel, um aus den Fugen gegangene Staaten wieder 
in Form zu bringen. Iſt aber die neue Form erreicht, jo haben fie ihre 
Pflicht getan und dürfen abtreten. 

Doch mehr als Frankreich kümmert uns heute die Schweiz. Wie ſteht 
es mit ihrem Schickſal im Lichte meiner Behauptung? Auch ſie, ſo ſeltſam 
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es klingen mag, hat niemals reine Volksherrſchaft ge⸗ 
kannt. Auch ihre Regierungsformen waren immer eine Miſchung aus 
Volksherrſchaft und Führerſchaft. Dabei hat ſich im Lauf der Jahrhun⸗ 
derte manches gewandelt. Wir werden es am beſten verſtehen können, 
wenn wir uns zunächſt der Vor- und Nachteile ſowohl des volksherrſchaft⸗ 
lichen Staates als des Führerſtaates bewußt werden. Ich verſuche aus 
methodiſchen Gründen zunächſt den reinen Typus herauszuſchälen, 
der aber, wie eingangs geſagt, in Wirklichkeit nie oder nur auf ganz kurze 
Zeit beſtanden hat. 

Die Vorteile des volksherrſchaftlichen Staa⸗ 
tes ſind ein Höchſtmaß von materiellen Gütern für alle Schichten, eine 
enge Verbundenheit mit dem Staate, der täglich erlebt wird, für den Bür⸗ 
ger das ſtolze Gefühl, über die Geſchicke des Staates beſtimmen zu dür⸗ 
fen. Die Nachteile ſind ein ſchwerfälliger Apparat, da ein großer 
Teil des Volkes unmittelbar an der Herrſchaft beteiligt ift; in Zeiten wirt⸗ 
ſchaftlicher Knappheit zeigen ſich Schwierigkeiten der Willensbildung — 
da die Intereſſen der einzelnen Schichten widerſtreitend und unverſöhn⸗ 
lich ſind — und letztlich eine Unfähigkeit geordneter Regierung. Eine 
allgemeine Unmöglichkeit der Planung auf weite Sicht iſt ein weiteres 
Kennzeichen, denn die Mehrheit iſt weitausſchauendem Planen immer 
unzugänglich; daraus reſultiert in Kriſenzeiten Gefahr der Anarchie und 
auswärtiger Einmiſchung, je länger die Knappheit andauert. 

Die Vorteile des Führerſtaates ſind ein Höchſtmaß 
von Entſcheidungskraft und Anpaſſung ſowie die Möglichkeit, alle gei⸗ 
ſtigen und wirtſchaftlichen Hilfsmittel des Staates planvoll zu verbinden 
und auf ein fernes Ziel einzuſetzen; daher kann Politik auf weiteſte Sicht 
getrieben werden. Für den Staatsbürger iſt als ferneres Plus das be- 
ruhigende Gefühl zu erwähnen, daß über dem Ganzen ein Vater wache. 
Die Nachteile ſind ein allmähliches Nachlaſſen des nur aus gemein⸗ 
ſamer Arbeit und gemeinſam überwundenem Leid erwachſenden Patrio⸗ 
tismus, da große Maſſen den Staat nicht mehr ſeeliſch erleben. In Zeiten 
von Knappheit kann dies Manko gefährlich werden, da zugleich die Nei⸗ 
gung beſteht, den Führer dafür perſönlich voll verantwortlich zu machen. 
Infolge des geſchwächten Patriotismus iſt die Gefahr der von der Oppo⸗ 
ſition hervorgerufenen Einmiſchung des Auslandes und damit auch die 
der Anarchie beſonders groß. Durch einen plötzlichen Wechſel in der 
Führerſpitze ift überdies der Führerſtaat immer in ſeiner Grundlage ge- 
fährdet. 

In beiden reinen Fällen, jo ſehen wir, ſind alſo die Nach- 
teile beträchtlicher als die Vorteile. Juſt darum kennt 
die Praxis die reinen Typen nicht! Juſt darum erzeugt ſie immer wie⸗ 
der, und in kürzeſter Friſt, Miſchtypen, welche Elemente aus beiden ent⸗ 
halten. 
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Wenn wir nun die Schweizergeſchichte im Lichte dieſer Erkenntnis 
betrachten, jo dürfen wir ferner ihre republikaniſche Konſtante 


nicht überſehen. Die Schweiz war nie etwas anderes als eine Republik 


und wird nie etwas anderes ſein können. Die Führung bei uns iſt dem⸗ 
nach nie Erbführung, ſondern immer Wahlführung und in der Regel, 
wenn auch nicht immer, Gruppenführung. Innerhalb dieſer Grenzen 


aber können wir jetzt eine ganz weſentliche, bisher nie gemachte Unter⸗ 


ſcheidung vornehmen. Die Führung war nämlich bei uns abwechſelnd 
eine offene Führung und eine geheime Führung. Die Alte Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft kannte in ihrem Staatsleben eine Miſchung von offener Führung 
und Volksherrſchaft, die Neue Eidgenoſſenſchaft eine Miſchung von ge⸗ 


heimer Führung und Volksherrſchaft. Dieſe grundlegende Behauptung 
werde ich ſogleich des Näheren ausführen. Um mich völlig klar zu machen, 


muß ich vorher aber noch mit einem weitverbreiteten Mißverſtändnis 
aufräumen. 
Die Begriffe „Volksherrſchaft“ und „Demokratie“, die wir, abſolut 


genommen, als Ueberſetzungen betrachten können, dürfen nämlich, hiſto⸗ 
riſch betrachtet, keinesfalls gleichgeftellt werden. Wenn ich an die Alte Eid⸗ 


genoſſenſchaft denke, ſo bedeutet dort Volksherrſchaft zunächſt und faſt 
ausſchließlich Freiheit von ausländiſchen Bindungen. Nur davon redet 
der Bundesbrief von 1291. Und die Unfreiheit gegenüber den Herren 
aus dem eigenen Volke war ein weſentliches Kennzeichen der Alten Eid— 
genoſſenſchaft. Sie iſt am Uebermaß dieſer Unfreiheit ja dann auch 
ſchließlich zugrunde gegangen. Wenn wir aber den Begriff Demokratie 
in der Neuen Eidgenoſſenſchaft gebrauchen, ſo denken wir unwillkürlich 
an ſeine Ausprägung durch die franzöſiſche Revolution. Dabei klingen 
die Poſtulate der Freiheit vom Staate und der Gleichheit 
der Bürger entſcheidend mit. Doch mit dem ſehr beſchränkten Anteil 
an der Herrſchaft, die der Bürger oder gar der Bauer der Alten Eidge⸗ 
noſſenſchaft beſaß und ſeiner ſpezifiſchen Empfindungswelt hat das rein 
nichts zu tun. Die Berufung eines modernen Demokraten auf Wilhelm 
Tell oder eine ähnliche Geſtalt der Befreiungsgeſchichte ſtellt daher eine zwar 
beliebte, aber nichtsdeſtoweniger zu verwerfende Geſchichtsfälſchung dar. 
Weder wollte Tell die politiſche Gleichheit noch die Verſammlungs- oder 
Preſſefreiheit erkämpfen. Er wollte einfach von Leuten ſeines eigenen 
Blutes beherrſcht und gerichtet werden. 

Nun iſt es allerdings keinesfalls ſo, daß die Neue Eidgenoſſenſchaft 
gänzlich auf den importierten franzöſiſchen Ideen und Schlagworten be⸗ 
ruhe. Es hat ſich vielmehr zwiſchen 1798 und 1848 ein allmählicher 
Durchdringungsprozeß zwiſchen dieſen Ideen und den angeſtammten 
Ueberlieferungen vollzogen. Zuletzt haben allerdings die franzöſiſchen 
Forderungen des Liberalismus und des Demokratismus, z. T. infolge 
der Engſtirnigkeit der Patrizier (freiwilliger Verzicht des Berner Pa⸗ 
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triziates auf politiſche Tätigkeit nach 1830, Debacle des Baſler Patrizia⸗ 
tes infolge der Kantonsteilung), das Bild der neuen Schweiz doch ent- 
ſcheidend geprägt. 

Dies vorausgeſchickt, darf ich jetzt zu jener wichtigen Frage der offe⸗ 
nen und der geheimen Führung zurückkehren und den Anteil der beiden 
im einzelnen feſtnageln. 

In der Alten Eidgenoſſenſchaft, für die abkürzender⸗ 
weiſe auch der Ausdruck „Patriziſche Schweiz“ geſtattet ſei, haben wir 
bekanntlich Landsgemeindekantone, eigentlich patriziſch und zünftleriſch 
regierte Kantone. Die Führung wird im Verlauf der Geſchichte immer 
ausgeſprochener. In den Urkantonen wußten ſich die regierenden Ge⸗ 
ſchlechter, die ſchon bei der Gründung der Eidgenoſſenſchaft die maß⸗ 
gebende Rolle geſpielt hatten (Attinghauſen, Stauffacher), zum Teil jahr⸗ 
hundertelang, manche bis in die Gegenwart (Reding) an der Macht zu 
halten; in den patriziſchen Städtekantonen (Bern, Freiburg, Luzern, So⸗ 
lothurn) ſammelte ſich die Herrſchaftsgewalt immer ſtärker in einer klei⸗ 
nen Oberſchicht an, den regimentsfähigen Familien, und ſelbſt in den 
Zünftlerkantonen (Baſel, Schaffhauſen, Zürich, St. Gallen) bildete ſich 
allmählich eine teilweiſe Geſchlechterherrſchaft aus. Im gleichen Maße 
ging die Ausübung der urſprünglich regelmäßigen Befragung des Land— 
volkes bei wichtigen Entſcheiden (konſultatives Referendum) immer mehr 
zurück, um endlich ganz aufzuhören. 

Wenn wir die geſamte Entwicklung überſchauen, ſo ſtellen wir feſt, 
daß ſich der urſprüngliche Ariſtokratismus, d. h. die Führung 
durch die tatſächlich Beſten und Tüchtigſten, ſpäter immer ausgeſprochener 
in einen ſelbſtiſchen und beſchränkten Oligarchismus (Familien⸗ 
herrſchaft) umwandelte. Daß in der oligarchiſchen Eidgenoſſenſchaft des 
18. Jahrhunderts ein von außen in eine Stadt Eingewanderter ſich hätte 
zum Bürgermeiſter aufſchwingen können, das war gänzlich undenkbar. 
Aber Waldmann konnte es zur Zeit des Ariſtokratismus am Ausgang des 
15. Jahrhunderts. 

Auf die Frage, weshalb die Führung ſich auf Koſten der volf3- 
herrſchaftlichen Elemente ſo ſtark ausdehnen, ſo ſehr erſtarren und ver⸗ 
holzen konnte, gibt es mehrere Antworten. Den urſprünglichen Auf⸗ 
ſchwung nahm ſie ganz ſicherlich infolge der weitreichenden kriegeriſchen 
Verwicklungen des 14. und 15. Jahrhunderts. Denn Kriegfüh⸗ 
rung wie auswärtige Diplomatie iſt undenkbar 
ohne eine verantwortliche Führerſchicht. Die nach⸗ 
malige Erſtarrung aber lag durchaus in der Richtlinie der europäiſchen 
Entwicklung. Die immer ſtärkere Abſchließung der regimentsfähigen Ge⸗ 
ſchlechter in der Patriziſchen Schweiz geht mit der immer ſtärkeren Ver⸗ 
härtung des monarchiſchen Abſolutismus in den umliegenden Groß- und 
Kleinſtaaten völlig parallel. 
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Feſtzuhalten iſt endlich dieſes: bei dieſer Führung handelte es ſich 
durchwegs um offene Führung. Die gnädigen Herren repräjen- 
tierten in jeder Beziehung als Herren. Mit den Vorrechten der Führung 
nahmen ſie auch freudig und offen die entſprechenden Verpflichtungen auf 
ſich. Bern war 1798 ein wirtſchaftlich und adminiſtrativ muſtergültig ver- 
waltetes Staatsweſen, das eben ſeiner wirtſchaftlichen Blüte wegen die 
Habgier der Sanskülotten erweckte. 

Werfen wir nun einen Blick auf die offiziell ſeit 1848 beſtehende 
Neue Eidgenoſſenſchaft, die wir auch die liberal-demokratiſche 
Schweiz nennen können. Auch ſie konnte, wir wiſſen weshalb, nicht ohne 
Führung beſtehen. Aber das Befremdende und Bedenkliche iſt, daß dieſer 
Staat die Führung, ohne die er in der Praxis nicht auskommen kann, 
in der Theorie ſtändig verleugnet. Er beruht ja auf dem importierten 
geiſtigen Prinzip, daß es keine Führer geben dürfe, daß das ganze Volk 
den Staat trage und führe. Mithin iſt die Staatsführung in der Neuen 
Eidgenoſſenſchaft ſtändig mit einem ſchlechten Gewiſſen erfolgt. Die Füh⸗ 
rung hat ſich andauernd verleugnen, verbergen, maskieren müſſen. Aus 
der offenen iſt ſie ſo zu einer geheimen geworden! 

Näher betrachtet, ging es folgendermaßen zu: Die Führung erhielt 
jetzt zu ihrer urſprünglichen Aufgabe, Ziele zu ſetzen und Auseinander⸗ 
ſtrebendes zu vereinigen, noch zwei weitere aufgebunden. Die eine war 
die bittere Notwendigkeit, das Prinzip der Führung theoretiſch ſtändig zu 
verleugnen und dem Volke andauernd weiszumachen, es werde ja gar 
nicht geführt, ſondern ſei hundertprozentig ſouverän. Die andere, noch 
bitterere Zwangsaufgabe war die, zu gleicher Zeit auf allerlei 
Schleichwegen (Wahlgeometrie, Verſchleppung und Zuſammenlegung von 
Abſtimmungen, Mißbrauch der Dringlichkeitsklauſel) dem Volke dennoch 
Willen der Führung aufzuzwingen. 

Dieſe drei Aufgaben — Ziele zu ſetzen, die Zielſetzung 
zu verleugnen, die Zielſetzung zu erſchleichen — 
konnten ſelbſtverſtändlich nur unter den größten Schwierigkeiten zu glei- 
cher Zeit durch die gleichen Menſchen durchgeführt werden. Und dieſe 
Schwierigkeiten wuchſen von Jahr zu Jahr. An ihnen ſind zuletzt, wenn 
die Dinge auch jedesmal wieder ein wenig anders lagen, die Bundesräte 
Muſy, Haeberlin und Schultheß zu Fall gekommen. In ruhigen Zeiten 
ſchien die Verquickung freilich nicht unmöglich zu ſein. Darum konnte 
die Verlogenheit des Zuſtandes ja auch ſo lange unerkannt bleiben. Un⸗ 
ſere heute geſchärften Augen erſehen freilich nun die Riſſe auch ſchon in 
den Anfängen deutlich. Der ganze innenpolitiſche Verlauf ſeit 1848 iſt 
doch ſchließlich der geweſen, daß unter Berufung auf die Souveränität 
des Volkes andauernd noch demokratiſchere Oppoſitionen (Demokraten, 
Grütlianer, Sozialdemokraten) entſtanden find, deren theoretiſche Ueber⸗ 
legenheit, da ja das ganze Staatsweſen auf der Grundlage der Demo— 
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kratie beruhte, keine herrſchende Gewalt beſtreiten konnte. Mithin mußte 
das Bedürfnis der Führung, ſich zu tarnen, mit jeder oppoſitionellen Welle 
anwachſen. Es konnte daraus nichts anderes entſtehen, als daß die Füh⸗ 
rung, um dieſen ſtändigen Angriffen auszuweichen, ſich allmählich über⸗ 
haupt aus der politiſchen Arena zurückzog und hinter der Politik Stellung 
bezog. Aus einer vorerſt nur getarnten erwuchs ſo 
die eigentlich geheime Führung! Der Sturz Alfred 
Eſchers zeigte es den Wirtſchaftsführern deutlich, daß ihre Belange viel 
beſſer zu ſichern ſeien, wenn ſie ſich perſönlich aus der politiſchen Arena 
zurückzögen und ſich dort durch ihre Kreaturen vertreten ließen. Was 
urſprünglich nur einzelne getan, wurde ſpäter immer mehr zur geltenden 
Praxis. Gleichzeitig verlegten ſich in dem Maße, als die Banken wichtiger 
wurden als die Induſtriekapitäne, die maßgebenden Beſprechungen in die 
geheimen Beratungszimmer der Finanzinſtitute, in denen Regierungs⸗ 
männer zuletzt nur noch zitternd dem entſcheidenden Ja oder Nein anony⸗ 
mer Mächte entgegenſehen durften. Es war nur logiſch, daß zu gleicher 
Zeit die Debatten in den Ratſälen von Jahr zu Jahr belangloſer und 
für die tatſächlichen Veränderungen gleichgültiger wurden. Aus einem 
einſt leidenſchaftlichen Kampfe um letzte Werte entarteten ſie immer mehr 
zu ſeichtem Geplapper und leichtfertiger Spiegelfechterei. 

Bedarf es nun aber beſonders großen Scharfſinnes, um einzuſehen, 
daß von dem Augenblicke an, da die Politik nicht mehr durch ihre eigent⸗ 
lichen Führer gemacht wird, ſondern durch die Strohmänner geheimer, 
höchſt intereſſierter Drahtzieher, dem Mißtrauen Tür und Tor geöffnet 
iſt? Des unkontrollierbaren Einfluſſes der ſich weitgehend in jüdiſchen 
Händen befindlichen internationalen Hochfinanz ſowie der internationalen 
Leitung der Freimaurerei braucht in dieſem Zuſammenhang nur beiläu⸗ 
fig Erwähnung getan zu werden, damit man ſich der Größe der Gefahr 
bewußt werden wird. Vielfache Berechtigung iſt dem wachſenden Miß⸗ 
trauen ſchon deshalb nicht abzuſtreiten, weil angeſichts der internationa⸗ 
len Verflechtung von Induſtrie und Finanz das Abgrenzen nationaler 
und antinationaler oder mindeſtens anationaler Belange ſelbſt für die 
Nächſtbeteiligten heutzutage die allergrößten Schwierigkeiten bietet! 

Nun wird aber doch wohl niemand leugnen wollen, daß auch unſer 
gegenwärtiger Staat Führung ausübt. Ihre Maßnahmen wir⸗ 
ken ſich in der Regel ſogar viel einſchneidender und zwingender aus, als 
die ſeinerzeit auf den Kanzeln verkündeten Mandate der gnädigen Herren. 

Die Gewalt des heutigen Staates, ſowohl des ſchweizeriſchen als des 
kantonalen, iſt unendlich viel ausgedehnter und viel umfaſſender. Zu⸗ 
gleich aber iſt es das Weſen dieſes Staates, daß ſeine einſchneidendſten 
Amtshandlungen nicht mehr der Ausfluß einer in der Oeffentlichkeit vor⸗ 
ſichgehenden Willensbildung ſind. Die Parlamente ſtellen ja nur die 
Faſſade dar, hinter denen erſt die wirklichen Mä ch te: die Par⸗ 
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teien, Banken, Aktiengeſellſchaften, Wirtſchaftsverbände und Gewerkſchaf— 
ten in wohl verſchloſſſenen Kammern die Entſcheide der 
„Volksvertretung“ zum voraus fällen. Die Regierungsmänner aber ſind 
deren direktem und deshalb noch viel wirkſamerem Drucke in, verglichen 
mit früheren Zeiten, ganz unerhörtem Maße ausgeſetzt! 

Im Zürich der Alten Eidgenoſſenſchaft waren die Ratsherren identiſch 
mit den Wirtſchaftsvertretern. Die Zünfte bildeten den Rat. Im Zürich 
der neuen Schweiz liefert der Rat nur noch Scheingefechte. Parteien, Ban⸗ 
ken, Wirtſchaftsverbände und Gewerkſchaften entſcheiden. Ihr unſichtbarer 
und unkontrollierbarer Druck auf die einzelnen Regierungsmänner er⸗ 
ſcheint aber für die Erſchükterung des Vertrauensverhältniſſes noch viel 
gefährlicher. Denn was dieſe getarnte Führung als faſt unerträgliche 
Tyrannis wirken läßt, iſt, daß wir auch niemals wiſſen können, wieviel 
der geheimen Drahtzieher unſeres Blutes und unſeres Volkes find, wie— 
viel aber vom Ausland her durch allerlei unfaßbare Kanäle an den gro— 
ßen Entſcheidungen, die für uns Leben oder Tod bedeuten, ſich mitbe— 
teiligen. 


Daß es ſo gekommen iſt, iſt das Ergebnis einer Wechſelwirkung. Es 
iſt ſchickſalhaft ſo gekommen, weil die Führung einzelner zwar lebensnot⸗ 
wendig iſt, die Neue Eidgenoſſenſchaft, die auf der Fiktion der Souverä⸗ 
nität des ganzen Volkes beruht, ſie aber in der Theorie ablehnen mußte. 
Aus dieſer urſprünglichen Unehrlichkeit entſtand im Laufe der Jahrzehnte 
das ganze Gewebe von Lug und Trug und Mache und Fälſchung, das 
den heutigen Zuſtand kennzeichnet, in dem ſich freilich die typiſchen Sy— 
ſtemspolitiker ſo wohl zu befinden ſcheinen wie die Fiſche im Waſſer. 
Längſt hat es aber anderſeits auch dazu geführt, daß Eidgenoſſen mit 
einem gewiſſen Reinlichkeitsbedürfnis — die Vorerneuerungsliteratur hat 
das ſeit Jahren feſtgenagelt — ſich der aktiven Politik entzogen, längſt 
auch dazu, daß große Volksteile in ihrer Verzweiflung ſich in den Nega⸗ 
tivismus des prinzipiellen Neinſtimmens geflüchtet haben. Die letzten 
Abſtimmungen haben deutlich gezeigt, daß an dieſem fortſchreitenden Ver⸗ 
zweiflungsnein das Referendum zuletzt zerbrechen mag. Ein erſchrecken⸗ 
des, ein wahrhaft beängſtigendes Symptom der Entartung des Zuſtandes 
reiner Demokratie. 


Wenn die liberaldemokratiſche Schweiz nach knapp einem Jahr⸗ 
hundert Wirkſamkeit jo die Volks- und Staatsſubſtanz völlig zu zer⸗ 
ſtören vermochte, während die patriziſche doch immerhin gut die dreifache 
Zeitſpanne hindurch ihre Söhne glücklich und wohlhabend zu machen ge 
wußt hat, jo find zur Erklärung noch drei weitere, 
das Uebel verſchärfende Gründe anzuführen. 

Der erſte iſt die ungeheure Verſtärkung des individualiſtiſchen und 
des materialiſtiſchen Denkens in allen Schichten des Volkes. Gegenüber 
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dieſer allgemeinen Zeiterſcheinung zeigte ſich unſer Staat, der die indi⸗ 
viduelle Freiheit zu einer ſeiner oberſten Maximen erhoben hatte, ſelbſt 
dort, wo er ſich noch ofſiziell zu einer Staatskirche bekannte, faſt völlig 
machtlos. 

Der zweite iſt die Tatſache, daß der Freiſinn von 1848—1918 ohne 
Unterbruch als Mehrheitspartei die Schweiz regierte. Nie in der Oppo⸗ 
fitton, konnte er ſich nie in Verfolgung und Not erneuern. So ſchwand 
ſeine Geiſtigkeit und Moral im verzehrenden Feuer 
einer progreſſiven Führerdegeneration von Jahr— 
zehnt zu Jahrzehnt unrettbarer dahin. 

Der dritte Grund iſt mit der Entartung Ariſtokratismus⸗Oligarchis⸗ 
mus in der patriziſchen Schweiz in Parallele zu ſetzen. Wie ſich dort durch 
zielbewußte egoiſtiſche Familienpolitik der Staat allmählich in die Do- 
mäne einer feſt begrenzten Anzahl von Familien umwandelte, ſo haben 
auch die führenden Familien des aufſteigenden Freiſinns verſucht, ſich und 
Ihresgleichen am Ruder und an der Krippe zu erhalten. Das gefügige 
Werkzeug dafür erhielten ſie in einer Anzahl von Kantonen in den Frei⸗ 
maurerlogen. Die ſchweizeriſche Freimaurerei hat in reichlichem Maße 
das Ihrige dazu beigetragen, die freie Zirkulation der Eliten, die das 
Lebensprinzip der Republik bilden ſollte, abzuſtoppen und die führende 
Schicht des Freiſinns zu einem verſippten und geheim gebundenen Klün⸗ 
gel von Deſpötchen ſich auswachſen zu laſſen, in deren Köpfen politiſche, 
wirtſchaftliche und familiäre Intereſſen ſich zu einem auch ihnen ſelber 
völlig unentwirrbaren Knäuel zuſammenballten. 

Es wird jedermann einleuchten, daß eine Führung, die ſtändig neben 
ihrer eigentlichen Aufgabe noch mit der Notwendigkeit belaſtet iſt, ſich als 
Führung zu verteidigen und zugleich deren Exiſtenz wegzudiſputieren, den 
an ſie geſtellten Anforderungen viel weniger gerecht zu werden vermag 
als eine Führung, die von vorneherein als Führung anerkannt iſt. Jede 
Führung wird ferner nur von Erfolg begleitet ſein, wenn ſie über ein 
gewiſſes Kapital von Vertrauen in Volke verfügen kann. Durch 
die erwähnten vielfachen Fehlentwicklungen erſcheint dies heute im ſchwei⸗ 
zeriſchen Volke aber als völlig aufgezehrt. Und doch haben wir noch lange 
nicht alle Schattenſeiten des herrſchenden Syſtems aufgezeigt. Die Füh⸗ 
rung entartete auch ganz weſentlich durch das Ueberhandnehmen des 
Kommiſſionenweſens. Bekanntlich nimmt ja immer die Ver⸗ 
antwortung in dem Maße ab, in dem ſie geteilt wird. Das Kommiſſionen⸗ 
weſen iſt aber ſeit der Einführung des proportionalen Wahlverfahrens 
ausgeſprochen zum Kommiſſionenunweſen geworden, zur leer klappern⸗ 
den, aber ein ungeheures Geräuſch vollführenden Papiermühle! Seit die⸗ 
ſer Zeit iſt auch der letzte Reſt von planvoller Geſtaltung des politiſchen 
Lebens aus unſerem Parlament entwichen. Seine geſetzgeberiſche Tätig⸗ 
keit hat ſich in einen endloſen Rattenſchwanz von kurzfriſtigen Kuhhändeln 
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aufgelöſt. Aber ſchon nützt auch das nichts mehr! Die jo mühſam zu: 
ſammengeſtoppelten, grundſatz⸗ und planloſen Geſetzesvorlagen werden 
vom Volke am Ende dennoch nun faſt ſchon regelmäßig verworfen. Wo 
dies eindeutig zur Kataſtrophe führen müßte, behilft ſich das Parlament 
mit dem Verlegenheitsmittel, das Geſetz unter „Ritzung der Verfaſſung“ 
der Volksabſtimmung zu entziehen. Es bezahlt dieſen Scheinerfolg aber 
teuer genug mit einem noch weiteren Schwinden des ſchon ganz minim 
gewordenen Kapitals an Vertrauen. 

Wenn wir abſchließend alle dieſe Entartungserſcheinungen der ge⸗ 
genwärtigen Eidgenoſſenſchaft überblicken, ſo können wir nicht umhin, 
feſtzuſtellen, daß die liberaldemokratiſche Schweiz zwar ebenfalls wie die 
patriziſche eine Staatsform aufweiſt, die eine Miſchung von Volksherr⸗ 
ſchaft und Führergedanken darſtellt, daß ſie aber heute unzweifelhaft 
durch eine bedenkliche Ueberdoſierung von Demokratismus und eine nahe: 
zu lebensgefährliche Unterdoſierung des Führergedankens gekennzeichnet 
iſt. Die erſt getarnte, ſpäter geheim gewordene Führung iſt in ihrer 
eigentlichen Natur heute jo völlig verfälſcht und unwirkſam, daß der Zur 
ſtand einer reinen, d. h. führerloſen Demokratie beinahe erreicht erſcheint. 

Demgegenüber zeigt aber der flüchtigſte Blick auf die Geſchichte, daß es 
von der führerloſen, reinen Demokratie zu völliger Anarchie und Auf⸗ 
löſung nur ein winziges Schrittchen iſt, und ebenſo, daß internationale 
Kriſenzeiten allerorten nicht eine Unterdoſierung, ſondern eine Ueberdoſie⸗ 
rung des Führergedankens gebieteriſch erfordern! In gefährlichen Zeiten 
muß ein Volk wiſſen, wohin es geht, oder es tappt in den Abgrund! Zwi⸗ 
ſchen Volk und Führung kann aber nur dann ein fruchtbares Verhältnis 
von Geben und Nehmen beſtehen, wenn die Führung eine 
ſchrankenlos offene iſt! 

Auch die Schweiz kann ſich dieſer hiſtoriſchen Notwendigkeit nicht 
entziehen. Sie aus dem Bereiche theoretiſcher Erörterung in die Tat ums 
zuſetzen, das iſt der eigentlichſte Sinn der Erneue⸗ 
rungsbewegung. Wie die europäiſchen Verwicklungen im 14. und 
18; Jahrhundert das Herausbilden einer ausgeſprochenen und offenen 
Führung in den urſprünglich wohl ſtärker volksherrſchaftlich regierten 
Orten der alten Eidgenoſſenſchaft erzwungen haben, ſo erzwingt heute die 
Notwendigkeit, unſerm Staate, in Hinſicht auf das völlig veränderte Euro⸗ 
pa, Bereitſchaft und Geſchloſſenheit zu verleihen, den alsbaldigen Umbau 
der liberaldemokratiſchen Eidgenoſſenſchaft des 19. Jahrhunderts zu einer 
neuen Eidgenoſſenſchaft, in der Volksherrſchaft und Führung wieder 
in organiſcher Wechſelwirkung ſtehen können. Wir nennen dieſe 
Demokratie autoritär⸗plebiſzitär. Ihre Pole ſind einer⸗ 
ſeits der Geſamtheit des Staatsvolkes, anderſeits über einem Bundesrat 
der Staatspräſident, der Eidgenöſſiſche Landammann. Aus dem Wechſel⸗ 
ſpiel der Willensimpulſe, die zwiſchen den beiden Polen hin- und her 
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gehen, entſteht in der Hauptſache die Politik des Staates. Die geſetzgebe— 
riſchen, heute völlig entarteten Organe werden wieder auf ihre urſprüng⸗ 
liche Funktion der Beratung zurückgedrängt. 

Es erſcheint uns, daß das Prinzip der offenen Staatsführung, das 
wir aus der Patriziſchen Schweiz übernehmen würden, verbunden mit 
regelmäßiger Volkswahl, Volksbefragung und Abberufungsrecht gegen⸗ 
über der Staatsſpitze, was wir aus der liberaldemokratiſchen Aera über⸗ 
nehmen reſp. neu zufügen möchten, verglichen mit den beiden andern eine 
nicht nur dritte, ſondern auch höhere Form darſtelle, ja, daß durch 
ſie unſerm Staatsweſen erſt eigentlich ſeine dauerhafte und ſeinem tiefſten 
Weſen entſprechende Geſtalt geſchenkt werden könnte. 

Hoffen wir, daß eine Verwirklichung dieſer Ausſichten möglich ſei, 
ehe ungemeine kriegeriſche Ereigniſſe zugleich mit unſerer ausgelaugten 
und unbrauchbar gewordenen Staatsform auch deren Inhalt, das uns 
heilige Schweizervolk, aufs höchſte gefährden! Wir dürfen nicht raſten 
noch ruhen, das Werk zu beſchleunigen! Denn wichtiger als unſer per⸗ 
ſönliches Schickſal iſt das Schickſal des Volkes. Und wichtiger als das 
gegenwärtige iſt das zukünftige Volk. Wichtiger als wir alle, die heute 
leben, ſind die zahlloſen Geſchlechter, die uns auf der Heimaterde einſt 
nachfolgen werden. 


3. 
Wirtſchaftliche Reform. 


Ständifche Wirtfchaft und ſtändiſche Wirtſchaſtsmoral. 


Wenn man in der Tagespreſſe die Diskuſſion über den Ständeſtaat 
verfolgt, ſo kann man ſich oft eines Staunens wenig erwehren. Hier fragt 
einer, wie der Ständeſtaat denn mit der Demokratie vereinbar ſei, dort 
ein anderer, ob man garantieren könne, daß er die föderaliſtiſchen Belange 
nicht ſtöre, und ein dritter gar wirft die Frage auf, wer eigentlich dafür 
einſtehen werde, daß der Produktion darin keine Feſſeln angelegt würden. 

Es ſieht manchmal gerade ſo aus, als ob der Ständeſtaat ein mecha⸗ 
niſches Spielzeug ſei, das man nach Belieben abſchnurren laſſen könne 
oder auch nicht. Als ob es ſich nur darum handle, es aus einem Kaſten 
zu nehmen. 

Solchen Leuten kann nur immer wieder geſagt werden, daß der 
Ständeſtaat kein Spielzeug iſt. Er iſt eine Aufgabe. Er iſt die 
Aufgabe unſeres Jahrhunderts, mit der wir beſſer oder ſchlechter fertig 
werden können. Aber uns ihr entziehen, das können wir nicht! 

Es iſt allerdings äußerſt ſchwierig, Leuten, die ſeit Jahrzehnten me⸗ 
chaniſtiſch zu denken gewohnt ſind, einen Gedanken beizubringen, der 
durchaus auf dem organiſchen Denken beruht. Insbeſondere find 
unſere Sozialiſten durch den Marxismus in ihren Denkgewohnheiten 
völlig verpfuſcht. Sie ſind dermaßen in dieſen längſt überholten Gedan⸗ 
kengängen verſtrickt, daß eben kürzlich noch Robert Grimm (Schluß ſeiner 
„Geſchichte der ſozialiſtiſchen Ideen in der Schweiz“) im Zuſammenbruch 
des kapitaliſtiſchen Syſtems eine Garantie für die Richtigkeit des kommu⸗ 
niſtiſchen Manifeſtes erſehen wollte. 

Gewiß ſteht das ſpätkapitaliſtiſche Syſtem vor ſeinem Zuſammenbruch. 
Aber damit iſt für die Zukunftsausſichten des Marxismus dennoch nicht 
das geringſte bißchen bewieſen. Es kann einer ein noch fo großer Kunſt⸗ 
kritiker ſein, muß er deshalb maleriſche oder zeichneriſche Talente beſitzen? 
In der Regel iſt es umgekehrt. Je reiner die kritiſche Begabung, deſto 
geringer die ſchöpferiſche Kraft. Niemand hat Marx je die kritiſche Be⸗ 
gabung abgeſprochen. Sie iſt das Beſte, was dieſer racheſchnaubende Ab- 
kömmling einer alten und heimatlos-müden Raſſe beſaß. Aber gerade 
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darum hatte er das andere nicht, das einzig die Welt vorwärts treibt: 
die Schau der Zukunft, den göttlichen Funken, die Kraft, neue Wege zu 
ſehen. Er hat zeitlebens nur dieſes ſäen wollen: Haß, Empörung und 
Aufruhr. Um ſich und ſeine Raſſe an den Gewalthabern zu rächen, denen 
er die Schuld am Fiasko ſeiner Univerſitätskarriere zuſchrieb. Die Saat 
iſt aufgegangen. Ein Großteil der europäiſchen Arbeiterſchaft hat auf 
ſeinen Namen ſchier wie auf den Heiland geſchworen. Aber iſt ſie da⸗ 
durch glücklicher geworden? Wo immer ſie ihm doch die Frage der Zu⸗ 
kunft geſtellt hat, da hat der unheilvolle Verführer in Schweigen verharrt. 

Heute iſt es ſonnenklar: Der Marxismus war nicht der Ueberwin⸗ 
der, nicht der Ablöſer des Kapitalismus. Er war nur deſſen Kehrſeite. 
In dem Maße, in dem der Kapitalismus anwuchs, wuchs auch der mar⸗ 
xiſtiſche Sozialismus. Erſt Großbetriebe ſind der richtige Boden für 
den Proleten. Erſt Großſtädte erzeugen Mietskaſernen. Erſt Mietskaſer⸗ 
nen bilden ergiebigen Humus für Kommuniſtenzellen. Indem ſie aber 
beide immer ſtärker hineinwuchſen in den rüdjichtslojen Klaſſenkampf, 
in dem ſie beide ſich verbiſſen aneinander und ſich im Zweikampf um⸗ 
klammerten, der ſeelenloſe Kapitalismus und der ſeelenloſe Marxismus, 
erzeugten ſie aus ſich heraus das Gegenprinzip, das ſie beide nun über⸗ 
winden wird, weiles beider Kind iſt und ſomit beide ent⸗ 
hält. 

Dieſe Wahrheit wird, verknüpft mit einer zweiten, noch deutlicher 
ins Bewußtſein dringen. Sie heißt jo: Es herrſcht in der Welt ein ewiger 
Wechſel, ein ewiges Auf und Ab, zwiſchen löſenden, analytiſchen Zeiten 
und ſolchen, in denen dem Gegenprinzip, dem der Bindung oder der 
Syntheſe der Sieg zufällt. Man kann die Weltgeſchichte gewiſſermaßen 
als ein Zwiegeſpräch, als einen dialektiſchen Prozeß, zwiſchen löſenden 
und bindenden Zeitaltern auffaſſen. 

Im Lichte dieſer Erkenntnis war das 19. Jahrhundert im Weſent⸗ 
lichen ein löſendes Zeitalter. Die beiden Hauptſtrömungen, die es kenn⸗ 
zeichnen, der Kapitalismus und der Marxismus, ſtanden gemeinſam, 
wenn ſchon verfeindet, gegen alle Reſte der früheren Bindungen. Beide 
überboten ſich im Löſen, Zerſetzen, Zerreißen. Zur Freude der Juden, 
die jetzt endlich ſich ausleben durften in dem, was ihre Stärke iſt: im 
fen, Zerſetzen, Zerreißen. Da triumphiert ja der Analytiker, der Kris 
tiker, der Dialektiker. So hat der Jude nach Kräften dieſen Prozeß be⸗ 
ſchleunigt. Auf allen Gebieten! Es ging ihm nie ſchnell genug. Darum 
treffen wir den Juden überall, wo ſich der Zerſetzung ein fruchtbares 
Tätigkeitsgebiet öffnet. Und da er vorausgeht, reißt er die andern mit. 
Zu Rekordleiſtungen! In den Städten gibt er den Ton an mehr und 
mehr. (New Pork ſoll ein Drittel Juden zählen). Denn Stadtluft macht 
das Blut dünn und das Gehirn überſcharf. In den Städten wird analy⸗ 
tiſcher Intellekt groß und mächtig. In den Städten wird der Kapitalis⸗ 
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mus groß. Und in den Städten wird der Marxismus groß. In den 
Städten wird zuletzt von Juden und Chriſten gleichermaßen jegliche Bin⸗ 
dung zerlacht und zerſchwatzt. 

Aber nun, da die Zerſetzung zu Ende gediehen, da Europa reſtlos 
zerriſſen iſt — nun ſcheint der Drang nach Bindung wieder übermächtig 
zu werden. Und wie das 19. Jahrhundert immer ſtärker löſte und zer- 
riß, ſo wird unſer 20. Jahrhundert nun immer ſtärker wieder binden und 
heilen müſſen. Das iſt unſere Aufgabe. Das iſt unſere Sendung. Wirt⸗ 
ſchaftlich geſprochen heißt das: Es iſt die Miſſion des gegenwärtigen Ge⸗ 
ſchlechtes, auf den Trümmern der ſpätkapitaliſtiſchen Wirtſchaft den 
Ständeſtaat zu errichten. 

Jedoch ſteigt das ſeinskräftige Neue nie aus dem völligen Nichts auf 
die Erde hernieder. Es löſt ſich vielmehr aus dem ſterbenden Alten, wie 
der Schmetterling ſich aus der Puppe löſt. Es gibt nie einen ſchroffen 
Bruch, wenn auch gewiſſe Einſchnitte nicht zu vermeiden ſind. So bedeutet 
auch der Ständeſtaat gegenüber dem Kapitalismus wie dem Marxis⸗ 
mus etwas Drittes, Neues. Aber zugleich enthält er ſie auch. Und darum 
iſt er ihnen überlegen und darf an ihre Stelle treten. Weil er, was ſie an 
Gutem geborgen haben, in neuer und höherer Form in die Zukunft 
trägt! Theſis, Antitheſis, Syntheſis, ſo hat dieſen Ablauf Hegel genannt, 
der Marxens philoſophiſcher Lehrmeiſter war. Und ein bedeutend tie- 
ferer Denker als er! Ein umfaſſender, ein ſynthetiſcher Denker! Aber 
Marx konnte ihn nicht verſtehen. Er mußte ihn mißverſtehen. Weil er 
ein Jude war. Denn faſt nie kann ein Jude ſynthetiſch oder organiſch, 
d. h. umfaſſend denken. Die Sphäre, wo er brilliert, iſt das einſeitig ana⸗ 
lytiſche oder mechaniſtiſche Denken. Das ift feine Tragik. 

Die unſere aber iſt es, daß ſoviele Chriſten durch dieſes einſeitige 
und darum falſche Denken verwirrt und verdorben wurden, fo ſehr, daß 
ſie ſich kaum mehr davon losreißen können. So ſehr, daß ſie beiſpielsweiſe 
meinen, ſie hätten etwas ausnehmend Geſcheites geſagt, wenn ſie von 
uns ein fix und fertiges Programm für mindeſtens fünfzig Jahre im 
voraus verlangen. Daß ſie glauben, uns durch ſpitzfindige Fragen ver⸗ 
blüffen zu können, wie wenn wir in einer Talmudſchule ſäßen; daß ſie 
ſich allen Ernſtes einbilden, einen Staat neu zu bauen, das ſei ein Zu⸗ 
ſammenſetzſpiel. Ueberzeugen kann man ſolche Leute nicht. Man kann ſie 
in ihrer ſcheinbaren Sicherheit einzig durch Taten erſchüttern. Denn was 
hilft es, wenn man ihnen wieder und wieder bedeutet, daß der Stände⸗ 
ſtaat eine Aufgabe ſei und kein Rechenexempel. Wenn ſie nicht fühlen 
können, was das iſt: eine Aufgabe! 

Nur darauf aber kommt es an, daß wir dieſes begreifen. Daß wir 
einſehen: Zehntauſendmal wichtiger als das ſchönſte Tableau des ſtän⸗ 
diſchen Aufbaus iſt es, wenn wir zutiefſt erfaſſen, daß der Ständeſtaat 
erſt dann wahrhaft ins Leben treten wird, wenn die neue Wirtſchafts⸗ 
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moral die Menſchen ergriffen hat. Der Ständeſtaat iſt kein Automat. Er 
iſt das Gegenteil. Er iſt ein Organismus. Und wie jeder Organis⸗ 
mus, kann er nur dank ſeiner Seele leben. Dieſe Seele aber iſt die 
Summe der neuen Wirtſchaftsmoral, die ſeine Träger verkörpern. 

Wir haben deshalb auch immer geſagt, und man kann es nicht oft 
genug wiederholen, daß wir nicht bloß eine politiſche und nicht einzig eine 
wirtſchaftliche, ſondern daß wir vor allen Dingen eine ethiſch-reli⸗ 
giöſe Erneuerung brauchen, ja, daß die politiſche und wirtſchaftliche 
Erneuerung, wenn ſie nicht von der ethiſch⸗religiöſen Seite her ſtändig in 
der Tiefe geſpieſen wird, überhaupt nicht die geringſte Wahrſcheinlichleit 
hat, unſer Volk wahrhaft und völlig umkrempeln und durchdringen zu lön⸗ 
nen. Wie dieſe neue Wirtſchafts moral aber beſchaffen ſein muß, 
das will ich jetzt in einfachen Worten ſagen. Ich wiederhole dabei, was vor 
vielen Jahren einer der größten Vertreter des chriſt lichen ſozialiſti⸗ 
ſchen Englands gefordert hat. Dies die bedeutſame Forderung Rus-⸗ 
kins: Der Wirtſchaftsführer muß ſich genau ſo ſehr wie der Richter, 
der Arzt, der Offizier als ein Diener ſeines Volkes und ſeines Staates 
empfinden. Wie der Richter bei Gefahr ſeines Lebens Recht ſprechen muß, 
wie der Arzt bei Gefahr ſeines Lebens Hülfe leiſten, wie der Offizier bei 
Gefahr feines Lebens fein Land verteidigen muß, jo muß der Wirtſchafts⸗ 
führer bei Gefahr ſeines Lebens dafür ſorgen, daß die ihm anvertrauten 
Volksgenoſſen Arbeit und Brot haben in guten und ſchlechten Zeiten. Und 
wenn er nachläſſig und bequem in ſeiner Dienſtleiſtung iſt, jo wird er be⸗ 
ſtraft, wie der nachläſſige Richter beſtraſt wird, wie der pflichtvergeſſene 
Arzt beſtraft wird, wie der Offizier beſtraft wird, der ſeine Fahne ver- 
läßt oder ſich ergibt ohne äußerſte Not. 

Damit iſt eigentlich das Wichtigſte ausgeſagt. Denn wenn der Staat 
einmal ſo beſchaffen iſt, daß die Wirtſchaft eingeordnet iſt, dann werden 
auch die notwendigen Maßnahmen getroffen werden, um dieſe Wirt⸗ 
ſchaftsverantwortung für jeden einzelnen Wirtſchaftsführer haargenau 
feſtzulegen. Dann werden die Wirtſchaftsführer ganz andere Talente und 
Tugenden entwickeln müſſen, als fie fie heute zeigen, oder fie werden eben 
andern Platz zu machen haben. Die Tugenden des vorſorglichen Haus⸗ 
vaters, wie ſie frühere Jahrhunderte mit dem Begriff des Wirtſchaftens 
eng zuſammengeſehen haben, die das 19. Jahrhundert, das Jahrhundert 
der Ueberfülle und des ſorgloſen Leichtſinns, bedeutſam beeinflußt von der 
Unmoral des jüdiſchen Spekulantentums, dann aber weitgehend verlu⸗ 
dert hat, ſie werden wieder zu hohen Ehren gelangen. Ein Ende hat es 
dann mit jenen „Wirtſchaftsführern“, deren einziges Ziel das möglichſt 
raſche, möglichſt müheloſe Erraffen von Geld und Gewinn iſt, ein Ende 
mit all jenen paraſitären Exiſtenzen, die heute, nachdem ſie ganze Wirt⸗ 
Pafszweige ruiniert haben, nicht raſch genug über die Grenze flüchten 
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Da aber unſer jetziger ſpätkapitaliſtiſcher Betrieb, unſer ganzes 
Bank⸗, Börſen⸗ und Aktienweſen nur auf den raffenden Kapitaliſten zu⸗ 
geſchnitten iſt, aber kein kleines bißchen auf den kommenden, fürſorglichen 
Wirtſchafter des Ständeſtaates, ſo iſt es klar, daß von allen dieſen heute 
geltenden Rechtsſätzen im reinen Ständeſtaat (den wir vielleicht in fünfzig 
Jahren haben werden, wenn wir uns alle mit letzter Hingabe ins Zeug 
legen) kein einziger mehr Geltung haben wird. Und weil unſere heutige 
ſchweizeriſche Verfaſſung von der Vorausſetzung der freien kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft ausgeht, weil ſie zwar allerlei von wirtſchaftlichen Freiheiten, 
aber kein Wort von wirtſchaftlicher Verantwor⸗ 
tung enthält, deshalb haben wir als erſten Schritt die Reviſion 
der Verfaſſung verlangt. Von der neuen Verfaſſung fordern wir, daß ſie 
wenigſtens den geſetzlichen Rahmen ſchaffe, innerhalb welchem ſich der 
Ständeſtaat dann langſam und organiſch aufzubauen hat. 

Ständiſcher Geiſt iſt von kapitaliſtiſchem Geiſt alſo ſo 
verſchieden wie Waſſer und Feuer. Wie er aber auch vom marxiſti⸗ 
ſchen Geiſte verſchieden iſt, das aufzuzeigen mögen die zwei folgen⸗ 
den, kennzeichnenden Beiſpiele helfen. Das erſte iſt wirtſchaftlicher, das 
zweite ſeeliſcher Art. Die Verſtaatlichung der Wirtſchaft iſt, 
wie jedermann weiß, eine der älteſten und ſtändigſten marxiſtiſchen For⸗ 
derungen. Dieſe Forderung aber beruht auf der ſtillſchweigenden An⸗ 
nahme, daß ein Betrieb um ſo rationeller arbeite, je größer er iſt. In 
der Theorie müßte folglich aus der reſtlos verſtaatlichten Induſtrie das 
Maximum der Rendite zu Gunſten der Volksgemeinſchaft herausſchauen. 
Nun hat aber die Erfahrung gezeigt, und ſeit einigen Jahren liefert die 
Statiſtik den eindeutigen Beweis dafür, daß dem keineswegs ſo iſt. Groß⸗ 
betriebe haben ſich als weſentlich kriſenempfindlicher erwieſen als Klein⸗ 
betriebe. Das iſt eine der typiſchen Widerlegungen des allzu einſeitigen 
marxiſtiſchen Denkens durch die Entwicklung des organiſchen Lebens. Da 
das Ziel der Volkswohlfahrt auf dieſem Wege alſo nicht am beſten zu 
verwirklichen iſt, muß das Mittel — die Verſtaatlichung — als überholt 
und untauglich geworden abgelehnt werden. 

Der zweite, noch viel größere Irrtum des Marxismus war der, zu 
glauben, daß der Arbeiter in alle Ewigkeit auf ſein Proletariertum, d. h. 
ſeine Vaterlandsloſigkeit ſtolz fein werde. Dieſen „Verzweiflungsſtolz“ 
benötigte Marx freilich dringend, um ſeine Internationale derer, die nichts 
als die Ketten zu verlieren hätten, aufzuziehen. Wir wiſſen jetzt aber, 
daß es niemals wirklich gelungen iſt, den breiten Maſſen der Arbeitneh⸗ 
mer dieſes Gefühl einzuimpfen, daß es immer nur in der heimatloſen 
jüdiſchen Führerſchaft des Marxismus eine ſeeliſche Wirklichkeit war, daß 
es ſelbſt in den reinſten Induſtrieländern nur höchſt unvollkommen ge⸗ 
lang, die Nabelſchnur reſtlos durchzuſchneiden, die den Arbeiter mit ſeinem 
Mutterboden und Vaterland verbindet. Heute erkennt der Arbeiter das 
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hölliſche Trugbild, das ihm jahrzehntelang vorgegaukelt wurde, als das, 
was es iſt. Er beginnt zu ahnen, daß es für ihn tatſächlich nur dieſe eine 
erſtrebenswerte Zukunft geben kann und darf: den Ständeſtaat mit ſeiner 
gerechten Entlöhnung für alle, ſeinem Schutz vor Arbeitsloſigkeit, ſeiner 
Achtung vor jeder dem Volkswohl dienenden Arbeit und den daraus ab⸗ 
geleiteten wirtſchaftlichen Beratungs⸗ und Wahlrechten. Der Ständeſtaat 
iſt imſtande, ihm dieſe Dinge zu gewährleiſten, weil er der Herr der Wirt⸗ 
ſchaft iſt, nicht ihr ohnmächtiger Diener, wie es der liberale Staat in 
bezug auf die kapitaliſtiſche Wirtſchaft war. Und er will ſie gewährleiſten, 
weil in ihm das echte ſozialiſtiſche Fühlen ſchwingt, das auf der Liebe des 
Chriſtentums beruht — im Gegenſatz zum Marxismus, in dem der jahr⸗ 
tauſendealte Haß des Judentums flackert! Dies echte ſozialiſti⸗ 
ſche Fühlen und die Sehnſucht nach der wahren 
Volksgemeinſchaft aber find ein- und dasſelbe. 
Die Möglichkeiten der Verwirklichung freilich, das ſei nochmals unterſtri⸗ 
chen, liegen auf keinem Servierbrett ausgebreitet. Sie müſſen erkämpft 
und erduldet werden. Organiſch müſſen fie wachſen aus einem gedanklich⸗ 
ſittlichen Reifungsprozeß des geſamten Volkes! Dieſer Reifungsprozeß 
wird aller menſchlichen Vorausſicht nach Jahrzehnte in Anſpruch neh- 
men. Und er wird nicht ohne Erſchütterungen, nicht ohne Umkrem⸗ 
pelungen gewaltigſten Ausmaßes vor ſich gehen. Ein Großteil der 
Wirtſchaftsführung wird in andere Hände zu legen ſein. Vor allem wird 
das Element der geriſſenen Spekulation, des ſyſtematiſchen Betrugs und 
der konſequenten Pfuſcherei, das den Spätkapitalismus ſo eindeutig kenn⸗ 
zeichnet, aus dem Wirtſchaftsleben radikal verſchwinden müſſen. Wäh⸗ 
rend heute jeder hergelaufene Lump ein Geſchäft eröffnen oder ſich als 
Handwerksmeiſter etablieren kann, wird der Ständeſtaat eine ſtrenge 
Ueberwachung des geſamten Unternehmertums, vornehmlich auch nach 
der fittlichen Richtung bringen. Selbſtändige Unternehmer oder gar Wirt- 
ſchaftsführer werden nur durchaus ſolide Elemente werden dürfen. Je 
höher das Amt im Gebäude der ſtändiſchen Ordnung, deſto höhere An- 
ſprüche werden von der Volksgemeinſchaft an ihre Inhaber geſtellt wer⸗ 
den müſſen. 

Dieſe ſtrenge Ueberwachung der oberen Organe der ſtändiſchen Ord⸗ 
nung teils durch die Berufsſtände ſelbſt, teils durch ſtaatliche Funktionäre, 
iſt notwendig, weil ja das Aufeinanderangewieſenſein von Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber im ſtändiſchen Staate ein viel engeres iſt als innerhalb 
der heutigen Ordnung. Manche ſoziale Werke, auch die Berufsbildung, 
die heutzutage notgedrungenerweiſe der Staat übernehmen muß, weil er 
ja ſelber die alten ſtändiſchen Organe dafür abgeſchafft hat, gehen in der 
ſtändiſchen Ordnung wieder in die betreffenden Berufszweige über, die 
ſie in der Regel viel zweckmäßiger und angepaßter durchführen können. 
Infolge dieſer Elaſtizität wird ſich auch deren Kriſenſicherheit erhöhen. 
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Außerdem find die berufsſtändiſchen Einrichtungen vor allem geeignet, 
die Summe der menſchlichen Beziehungen zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern, ſei es innerhalb eines Betriebes oder innerhalb einer 
Berufsgruppe, ganz bedeutend zu vertiefen und zu veredeln. Ja, es wer⸗ 
den eine ganze Anzahl ſeeliſcher Bindungen neu entſtehen, die heute 
vollſtändig abgeriſſen und verſchwunden ſind. Umſo wichtiger aber iſt, 
wie geſagt, die Möglichkeit der rückſichtsloſen und raſchen Ausmerzung 
von untauglichen oder fehlbaren Wirtſchaftsführern aller Grade und Stu⸗ 
jen. Und zwar müſſen dafür doppelte, ſtändiſche ſowohl als politiſche 
Sicherungen vorgekehrt werden. 

Eines der größten und letzten Ziele des ftändi- 
ſchen Staates wird die Seßhaftmachung und Ein⸗ 
wurzelungderheimatlosflottierenden Arbeiterbe⸗ 
völkerung ſein. Dies Ziel iſt eng verbunden mit der Ueberwindung 
der Wirtſchaftskriſen. Dem richtig durchgeführten Ständeſtaat wird die 
Löſung gelingen, weil er eine heute kaum vorſtellbare organiſche Ver— 
bindung von lokaler Elaſtizität und genereller Planung von Staates 
wegen bedeutet. 

Aus dem Geſagten wird, ſo hoffe ich, nun wohl endgültig klar, daß 
der Ständeſtaat tatſächlich die eigentlichſten Forderungen der ſozialiſtiſchen 
Sehnſucht zu erfüllen geeignet iſt, die Forderungen, die wir unter dem 
Stichwort „menſchenwürdiges Daſein“ zuſammenfaſſen können. Darin 
ſpielt das Seeliſche eine mindeſtens jo wichtige Rolle wie das Materielle. 
Der im Ständeſtaatenthaltenechriſtliche Sozialis⸗ 
mus entſpricht damit dem eigentlichen Weſen des 
Menſchen, der gleichfalls aus Seele und Leib beſteht, 
Vor ſeinem umfaſſenden Glanze verblaßt das Geſpenſt des einſeitig auf 
die Materie abſtellenden Marxismus, der die Menſchen zu einer Art von 
Automaten erniedrigt hat. 

Man braucht anderſeits aber nicht zu befürchten, daß die wahrhaft 
ſchöpferiſche Initiative im Ständeſtaat Gefahr laufe, unter⸗ 
bunden zu werden. Es iſt vielmehr vorauszuſehen, daß die Wirkſchafts⸗ 
kräfte, je ſchöpferiſcher ſie ſich erweiſen, im Ständeſtaat mit umſo höherer 
Verantwortung belaftet werden. Denn die Wirtſchaft ordnet ſich darin 
ja im Weſentlichen aus ſich ſelber; die Auswahl der Wirtſchaftsführer 
erfolgt in erſter Linie durch die Gleichgeſtellten und die Untergebenen! 
Iſt da zu fürchten, daß überragende Begabungen unbekannt bleiben? 
Wirtſchaften iſt ja kein Geheimprozeß, deſſen Erfolg nicht zu ſehen wäre! 
Nur eine Kategorie von „Wirtſchaftsführern“ wird im Ständeſtaat nicht 
mehr zu der Geltung gelangen wie in unſeren Tagen: jene, deren Wirt⸗ 
ſchaften im Raubbau und in hartherziger Ausbeutung beſteht, jene, deren 
Firigkeit und Geſchäftstüchtigkeit ſo unbeſchreiblich iſt, daß ſie auch das 
letzte Fünkchen von moraliſcher Haltung und Anſtändigkeit im Verkehr 
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mit Untergebenen vernichtet hat. Der kaltſchnauzige Generaldirektor wird 
dem patriarchaliſch eingeſtellten klugen Haushalter weitgehend Platz ma⸗ 
chen müſſen, mindeſtens in den obern Graden der Wirtſchaftsführung, 
von denen das Heil oder Unheil großer Menſchenmengen abhängig iſt. 

Mehr iſt über dieſe Dinge jetzt nicht zu ſagen. Sie erwachſen alle aus 
organiſchem Denken, das, im Gegenſatz zum mechaniſtiſchen, in enger 
Verbundenheit mit dem Reiche des Fühlens ſteht. Letztlich ſind ſie deshalb 
auch nur von jenen Menſchen zu erfaſſen, in denen dieſe Wechſelwirkung 
zwiſchen Denken und Fühlen noch nicht verloren gegangen iſt. Wer nur 
noch mechaniſtiſch denken kann, dem wird ewig ein Rätſel bleiben, worum 
es hier geht. Das mechaniſtiſche Denken, das rationaliſtiſche Folgern in 
einer und derſelben Richtung, beſticht zwar durch ſeine Schärfe Jünglinge 
und Halbgebildete. Infolge ſeiner Einſeitigkeit führt es aber allemal in 
die Irre. Marx iſt einer ſeiner ausgeſprochenſten Vertreter, das Kom⸗ 
muniſtiſche Manifeſt eines ſeiner bezeichnendſten Erzeugniſſe. Gewiß hat 
Marx richtig vorausberechnet, daß der Kapitalismus in ſich das Geſetz 
der fortdauernden Konzentration trage, und daß die logiſche Rückwirkung 
davon die fortdauernde Konzentration des Proletariates ſei. Aber daß 
während dieſes Anwachſens eine gegenſeitige Einwirkung und Aus⸗ 
gleichung zutage treten werde, das hat er vollſtändig überſehen. Gerade 
dies aber iſt für das immer ſtärkere Verſanden des revolutionären 
Schwunges des Weltmarxismus verantwortlich zu machen. Das kraß 
materialiſtiſche Denken des Kapitalismus hat die Arbeiterſchaft zuletzt 
dermaßen angeſteckt und erfüllt, daß darüber das Ethos ihrer Solidarität 
immer mehr in die Brüche ging. Der Kapitalismus ſeinerſeits hat ſich 
ebenfalls angepaßt. Durch ſeine Sozialſicherungen hat er den meiſten 
Kategorien von gelernten Arbeitern ein ſolches Maß materieller Sicher⸗ 
heit gewährt, daß er von ihnen keinen Radikalismus mehr zu befürchten 
hatte. Auf Koſten der Seelenhaſtigkeit des echten Sozialismus, auf Ko⸗ 
ſten der Menſchenwürde des Lohnarbeiters iſt ſo ein fauler Friede zu⸗ 
ſtandegekommen, der vor allem auch im Intereſſe der rapid verbürgerlich⸗ 
ten, kapitaliſtiſch denkenden Bonzen der Arbeiterorganiſationen lag. Daß 
aber gerade dieſe verdrängten Anſprüche der Seele der Arbeitnehmer 
eines Tages mit Macht hervorbrechen und eine ganz neue Wirklichkeit 
ergeben würden, dies hat wiederum der einſeitige Marx nicht voraus⸗ 
ſehen können, da in feinem Weltbild die Seele ja keinen Platz beſaß. 
Worin er aber am allerſchlimmſten irrte, das it in ſeiner Annahme, daß 
die Mittelklaſſen und die Bauernſame den wirtſchaftlich⸗ſeeliſchen Zer⸗ 
reibungsprozeß im Spätkapitalismus genau ſo widerſtandslos erdulden 
würden wie die Induſtriearbeiterſchaft. 

Ein Mehreres über die Zukunft zu ſagen, wäre heute von Uebel. Der 
Ständeſtaat erwächſt aus lebendiger Seele und lebendigem Geiſt. Aus 
organiſchem, mit dem Fühlen in dauernder Wechſelwirkung ſtehendem 
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Denken. Weil es ganzheitlich iſt, kennt es ſeine Grenzen, die die 
natürlichen Grenzen aller menſchlichen Vorausſage ſind. Nur Halbge⸗ 
bildete wagen es, genaue Prophezeiungen von ſich zu geben; nur Un: 
gebildete glauben daran. 

Eine Aufgabe haben wir wieder! Wie ſie wenig Ge⸗ 
ſchlechtern geſtellt geweſen. Seien wir froh darüber! Sie erfordert unſere 
ganze Kraft. Und die unſerer Söhne. Gehn wir ans Werk! 


4. 


Im großen Strom. 


Der Frontismus als Glied abendländifcher Erneuerung. 


Es ſind nun über fünf Jahre her, ſeit ich in meiner Rede „Die 
Schweiz im veränderten Europa“, zu einer Zeit, da das Wort Erneue⸗ 
rung im heute üblichen Sinne noch gänzlich unbekannt war, mit äußerſter 
Deutlichkeit auf die Gefahren hinwies, die darin liegen, daß die Schweizer 
anſcheinend unfähig ſeien, ihr Nichtangepaßtſein zu ſehen und daraus die 
Konſequenzen zu ziehen. 

Seit jenem Zeitpunkte haben ſich dieſe Gefahren bedeutend verſchärft. 
Zu der großen Menge von verkalkten Greiſen, jüngeren und älteren Le⸗ 
bensalters, denen die Geſchicke unſeres Landes in hohen und höchſten 
Aemtern anvertraut find, geſellen ſich immer mehr die jugendlichen Arri— 
viſten, die bemerkt haben, daß Ehren und Aemter zu erlangen ſind, wenn 
man das abſtrakte Subſtantiv „Freiheit“ tagelang im Chore vor ſich her⸗ 
ſingt. In der Preſſe, am Radio und in zahlreichen Verſammlungen ent⸗ 
decken blutige Dilettanten in politiſchen Dingen mit einem Male, daß die 
Schweiz nur darauf gewartet hat, von ihnen „gerettet“ zu werden. Auch 
werden zu dieſem Behufe unzählige Reſolutionen gefaßt, in denen Ge⸗ 
vatter Schneider und Handſchuhmacher der Demokratie ihre unverbrüch⸗ 
liche Treue ſchwören, wobei wahrſcheinlich nicht zwei ſich darunter das 
Gleiche vorſtellen. Das ganze Getue erinnert verzweifelt genug an jenen 
Schwur auf die alten Bünde, mit dem die ohnmächtige Tagſatzung 1798 
die Gefahr des Zuſammenbruchs aufzuſchieben vermeinte. Daß ſie ſic 
damit in Paris, wo man von ihrer Verfaultheit äußerſt genaue Kenntnis 
befaß, lächerlich machte, war das ganze Ergebnis der aus bleicher Ver⸗ 
legenheit entſprungenen Aktion. 


Wenn wir die heutigen Retter der Demokratie und Frontentöter 
genauer betrachten und näher unterſuchen, woher ihre raketenhaft auf- 
ſchießende Vaterlandsliebe denn eigentlich herrühre, ſo ſtoßen wir 
beinahe ausnahmslos auf dieſelbe Wurzel. Es iſt die krankhafte Angſt in 
einer kommenden frontiſtiſchen Staatsordnung irgendetwas von ihren 
geliebten Freiheiten einbüßen zu müſſen. Es ift die maßloſe Furcht vor 
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dem Opfer, die typiſch iſt für jedes verweichlichte Geſchlecht. Es iſt die 
Unfähigkeit, aus der lieben Selbſtſucht und dem Icheinzigwahn des libe⸗ 
ralen Spießers auch nur um ein Tüttelchen herauszukommen. Es iſt mit 
einem Worte die menſchliche Trägheit in ihrer abſchreckendſten und ver⸗ 
hängnisvollſten Geſtalt. Und ſelbſt wenn noch ſoviele Profeſſoren, Schrift: | 
ſteller und Schriftſtellerinnen in behaglichen Vermögensumſtänden in 
dasſelbe Horn ſtoßen, dies ganze Treiben kann und darf uns nicht hin⸗ 
dern, die Wahrheit zu ſagen und wieder und wieder zu ſagen. 

Es iſt nichts als die nackte Wahrheit, daß unſer heutiger Staat ſich in 
keiner Weiſe dem 20. Jahrhundert gewachſen zeigt, daß die Staatsbürger, 
die dieſer Staat erzogen oder vielmehr nicht erzogen hat, im Kampfe ge⸗ 
gen Bürger aus anderen, härteren Staaten kläglich verſagen müßten, und 
ferner, daß jeder, der heute noch behauptet, es ſtehe ja alles zum Beſten 
der Republiken, wir brauchten nur ſo weiterzufahren in alle Ewigkeit 
und die Traditionen und Einrichtungen des 19. Jahrhunderts ſeien ein 
heiliges Rührmichnichtan, dies entweder tut, weil er ein Dummkopf it, 
der allen Anlaß hätte, ſich hinter die Schürze ſeiner Mutter zu ber⸗ 
kriechen, oder weil er jener eben gezeichneten Gruppe von Selbſtlingen 
angehört, denen das Ganze nichts, die perſönliche Wohlfahrt jedoch alles 
gilt. Beiden Kategorien aber müſſen wir heute als Schädlingen des ge⸗ 
meinen Beſten den Kampf anſagen, wir alle, die wir nicht wie kinder⸗ 
loſe ſozialdemokratiſche Doppelverdiener großartig ſagen können: „Nach 
uns die Sintflut!“ Wir, die wir uns den aufſteigenden Geſchlechtern 
gegenüber zutiefſt verantwortlich fühlen. Die wir uns fühlen als Tel 
des Staates, als lebendige Subſtanz des Souveräns. Inſofern wir das 
tun, iſt es nichts als unſere verdammte Pflicht und Schuldigkeit, aus den 
Lehren der Geſchichte die gebieteriſch ſich aufdrängenden Folgerungen zu 
ziehen und unſer Schweizerhaus, das alt und wacklig geworden iſt, ſo 
umzubauen, daß es den Stürmen der Zukunft wenigſtens mit einem 
Schein von Wahrſcheinlichkeit gewachſen iſt. 

Unſere Vorväter haben es nicht anders gehalten. Immer iſt die 
ſtaatliche Form der Eidgenoſſenſchaft die geweſen, die fie ſich im Einklang 
mit den weſentlichen Strömungen Europas hat geben müſſen. Wir leben 
nicht auf dem Mond. Wir find das Reich der Mitte. Alle Kraftfelder 
Europas kreuzen ſich in uns. Unſere beſondere Aufgabe iſt immer und 
ewig die geweſen, uns zu erneuern im Einklang mit der europäiſchen Er 
neuerung. Denn, weil wir ein ſo kleines Land ſind, ſind wir der Erſtar⸗ 
rung immer beſonders ausgeſetzt. Europa kann aber in ſeinem Zentrum 
keine erſtarrte und entartete Subſtanz ertragen. 

Wir haben dieſe Aufgabe der periodiſchen Erneuerung 
bald beſſer, bald ſchlechter gelöſt. Zur Zeit der Reformation haben wit 
ſie gut gelöſt, inſofern wir die Reformation, die überall fällig war, aus 
eigener Kraft durchgeführt haben. Wir hatten Zwingli und Calvin und 
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brauchten uns Luther nicht an die Rockſchöße zu hängen. Damit fiel die 
Gefahr einer Verknüpfung mit dem deutſchen Reformationsſchickſal dahin. 
Am Ende des 18. Jahrhunderts aber haben wir die Aufgabe mijerabel 
gelöſt. Von 1789 bis 1798 hatte die Alte Eidgenoſſenſchaft neun volle 
Jahre Bedenkzeit, ſich aus eigener Initiative zu erneuern. Sie hat dieſe 
neun Jahre ungenützt verſtreichen laſſen, obſchon es an Warnungszeichen 
bei Gott nicht gefehlt hat. Die Strafe war die ſiebzehnjährige Franzoſen⸗ 
herrſchaft, der Verluſt unſerer Staatsſchätze und faſt der dauernde Verluſt 
unſerer Unabhängigkeit. Im Jahre 1830 haben wir die Aufgabe wieder 
beſſer gelöſt. Die Julirevolution gab den Anſtoß zu einer Reihe von zeit⸗ 
gemäßen kantonalen Verfaſſungsreviſionen. Und ſehr gut endlich haben 
wir ſie 1848 gelöſt. 

Es iſt alſo nichts mit dem Vorwurf der „Nachäfferei“, den uns die 
Aermſten im Geiſte nach wie vor als höchſten Trumpf entgegenzuſchleu⸗ 
dern belieben. Die politiſchen Formen werden im Verlauf der Geſchichte 
allerorten gegeben und genommen. Und ganz natürlich iſt es, daß das 
Geben vorzüglich von ſeiten der Großen und das Nehmen von ſeiten der 
Kleinen geſchieht. Warum? Weil der Wechſel immer im Zuſammenhang 
mit großen Erſchütterungen vor ſich zu gehen pflegt und Großſtaaten 
dieſen Erſchütterungen, ob's nun ein Segen ſei oder ein Fluch, viel ſtärker 
ausgeſetzt ſind als Kleinſtaaten. Es hilft ſomit alles Sperren nichts. Die 
politiſchen Formen der Schweiz, in die wir hineingewachſen, die ein Teil 
von uns geworden ſind, ſie ſind dennoch nicht ewig und ſie ſind nicht un⸗ 
wandelbar. Aber hauptſächlich: ſie ſind nicht mehr wü nſch⸗ 
bar. 

Wenn wir gewiſſe faſchiſtiſche oder nationalſozialiſtiſche Gedanken⸗ 
gänge nur darum übernehmen würden, um „auf der Höhe der Zeit“ zu 
ſein, ja gewiß, dann handelte es ſich um äußerliche Nachahmung. Aber 
haben wir jemals geſagt, wir wollten ſie kritiklos übernehmen? Und wie 
wäre das überhaupt möglich, gibt es doch heute ſchon drei ſtaatsrechtliche 
Vorformungen dieſer neuen Idee, zwiſchen denen wir wählen können: 
den Faſchismus, den Nationalſozialismus und den öſterreichiſchen 
Ständeſtaat. Vielleicht iſt es ein Glück, daß wir wählen können 

Nein, es geht gewiß nicht um Aeußerlichkeiten. Es geht darum, in 
Freiheit die Not der Zeit zu erkennen und das Schickſal zu meiſtern. 
Dazu gehört auch, die Form des Staates zu wandeln, wenn ſie ihren 
Dienſt nicht mehr zu erfüllen vermag. Dies aber iſt immer und ewig 
einziger Sinn aller politiſchen Revolutionen: die Formen zu zer 
ſchlagen, die dem Leben gefährlich geworden ſind, 
> neue zu ſchaffen, in denen es wieder atmen 

ann. 
Warum aber brauchen wir dazu das Ausland? Weshalb müſſen 
wir uns der großen Welle, die über Europa hinweggeht, anpaſſen? Ein⸗ 
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fach deshalb, weil dieſe neuen ſtaatlichen Formen der Ausdruck der Ueber⸗ 
windung einer Notlage find, die bei uns genau jo beſteht wie anderswo, 
Weil die Krankheit die gleiche iſt, muß auch das 
Heilmittel dasſelbe ſein! 

Ich weiß allerdings wohl, daß mit dieſer Einſchätzung noch lange 
nicht alle einverftanden find. Daß allzuviele das Aufkommen des Faſchis⸗ 
mus als eine lokale italieniſche Erſcheinung betrachten, die aus den ſpezi⸗ 
fiſchen Nachkriegsnöten Italiens zu erklären wäre: und ganz ähnlich 
meinen dieſe Kritiker auch, den Nationalſozialismus als eine typiſche 
und ausſchließlich deutſche Angelegenheit abtun zu können. 

Das iſt aber eine ganz oberflächliche Anſicht. Denn erſtens 
gibt es doch heute faſchiſtiſche oder nationalſozialiſtiſche Gruppen auch in 
England und Holland, in Schweden und Norwegen, in Frankreich und 
Spanien, im Balkan und in den Vereinigten Staaten. Ueberall liegen 
die Dinge innenpolitiſch wieder etwas anders. Aber doch haben dieſe Cr- 
ſcheinungen auch alle etwas Gemeinſames, das weit über die gegenwärtige 
Form des italieniſchen Faſchismus und des deutſchen Nationalſozialis⸗ 
mus hinausgeht, wenn man auf dieſe Weltbewegung, von der Mufjolini 
und Hitler vielleicht erſt die Vorläufer ſind, auch etwas raſch gelegentlich 
den Ausdruck Weltfaſchismus angewendet hat. Wir wollen uns lieber auf 
den Namen nicht feſtlegen, aber jetzt ſchon bemerken, daß dieſe Bewegung 
in aller Wahrſcheinlichkeit eine ſolche Dimenſion gewinnen wird, daß 
ſpätere Hiſtoriker fie mit der franzöſiſchen Revolution und ihren Auswir: 
kungen oder gar mit der Reformation vergleichen werden. Das eine En 
ſcheidende, das allen dieſen Strömungen eignet, iſt der Wille, in Staat 
und Geſellſchaft der Ordnung und der Gerechtigkeit wieder zum Siege zu 
verhelfen. 

Ich möchte jetzt des nähern begreiflich machen, wieſo dieſe Weltbe— 
wegung entſtehen mußte. Man könnte es ja einfach mit den bibliſchen 
Worten ausdrücken: Weil die Zeit erfüllet war. Jedoch genügt dieſe 
Ausdrucksweiſe den wenigſten Zeitgenoſſen. Wiſſenſchaftlich ausgedrück 
hieße dieſelbe Erkenntnis, daß jede revolutionäre Bewegung immer 
erſt dann umfaſſend und ſiegreich wird, wenn in ihr eine gr oße 
Anzahl von revolutionären Teilabläufen zuſam⸗ 
menfallen. Da nun dieſe Teilabläufe in jedem Lande wieder etwas 
anders beſchaffen find, ift logiſcherweiſe ihr Geſicht in jedem Lande wieder 
etwas verſchieden, und die Durchbrüche finden nicht alle genau zur glei 
chen Zeit ftatt. Freilich können wir nicht in die Zukunft ſchauen und haar 
genau vorausſagen, was denn bei dem allem zuletzt herauskommen wird. 
Dieſen Lieblingswunſch des Spießbürgers, der an nichts glaubt als at 
das, was er bar auf die Hand gezählt bekommt, können wir beim beten 
Willen nicht erfüllen. Auch die ſchärfſten Beobachter können es nicht 
Muſſolini hat jahrelang geglaubt, der Faſchismus fei kein „Ausfuhrart 


Im großen Strom 35 


kel“, weil er ihn vom innenpolitiſchen Sehwinkel aus geſehen hat. Und 
jetzt iſt er als Teilerſcheinung dieſes „Weltfaſchismus“ doch einer gewor⸗ 
den. Ich will nun aber ohne Rückſicht auf die Verſchiedenheiten von Land 
zu Land und im zeitlichen Ablauf die Gemeinſamkeiten dieſer 
Weltbewegung verdeutlichen, womit gleichzeitig deren Entſtehung 
ſich klären wird. 


In allen Staaten Europas befindet ſich erſtens der Mittelſtand in 
Untergangsſtimmung. Die letzte große Welle der Rationaliſierung hat 
für ihn erfüllt, was ſich ſchon jahrelang vorbereitet hatte. Eine große 
Zahl Menſchen, die bis vor kurzem noch ſelbſtändig waren, ſind unjelb- 
ſtändig geworden oder, two fie noch ſelbſtändig find, da iſt ihre Lebens⸗ 
haltung vielfach unter die proletariſche hinabgeſunken. Sie ſind deshalb, 
pſychologiſch geſehen, revolutionär, denn revolutionär iſt immer und jeder⸗ 
zeit diejenige Schicht, deren wirtſchaftliche Lage in kraſſem Widerſpruch 
zu ihrem politiſchen Ausdruckswillen ſteht, handle es ſich nun um eine ij 
aufſteigende oder eine abſteigende Klaſſe. 

In allen Staaten Europas ift ferner der Glaube an die umfaſſende = 
Löſung der ſozialen Frage durch den Marxismus geſchwunden. Ich ſage 
ausdrücklich nicht Sozialismus. Denn der Nationalſozialismus iſt So⸗ 
zialismus. Und in Belgien und Frankreich gebe ich dem nichtmarxiſtiſchen i 
Sozialismus de Mans und der Neoſozialiſten etwelche Zukunftschancen. 0 
Aber jedes Preſtige verloren hat außerhalb Rußlands der marxiſtiſche 
Sozialismus. Er hat in den zwei Jahrzehnten, da er in Weft- und Mit⸗ 4 
teleuropa alle Möglichkeiten zu konſtruktiven Löſungen beſaß, bewieſen, 1 
daß er unfähig iſt, ſich von einer Klaſſenpartei 


zu einer Mehrheitspartei zu entwickeln. Und . 2 
hat die Geſchichte über ihn fein Urteil geſprochen. ij 
In allen Staaten Europas liegt ferner das kapitaliſtiſche Sytem in h 


den letzten Zügen. Ueberall hat ſich auf dem Rücken des Spätfapitalis- 
mus eine Art von an Staatsſozialismus grenzendem Etaismus entwickelt, E 
bei dem es feit langem weder dem Staat noch dem Kapitalismus wohl iſt. 3 
Aber dieſes Syſtem, wenn man eine Kette von Improviſationen ein Sy⸗ N 
tem nennen kann, hat ſich jedenfalls als gleich unfähig erwieſen, den E 
wahnwitzigen Zollkrieg in den aufeinander angewieſenen Ländern Euro⸗ h 
pas, ja der Welt zu verhindern und die Gefahren der techniſchen Ueber⸗ i 
rationaliſierung zu bannen. Es ergibt ſich, daß wir heute, wirtſchaftlich 1 
geſprochen, in einer ſtrukturellen Dauerkriſis ſtecken, an deren Ende tod⸗ 8 
ſicher etwas Neues zu ſtehen kommen wird. BE 

Alle Staaten Europas leiden endlich unter der wachſenden „Gegen— f 
koloniſation“ Aſiens und Amerikas. Faſt alle ſind ſtark auf den Export 
angewieſen. Durch die Exportunterbindung wächſt ihre Arbeitsloſigkeit. 
Und dieſe Arbeitsloſigkeit betrifft in gleichem Maße ſo Arbeiter wie An⸗ 
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geſtellte. Für die Angeſtellten wirkt fie ſich aber weſentlich kataſtrophaler 
aus, denn der arbeitsloſe Angeſtellte iſt viel weniger leicht auf eine andere 
als die gewohnte Arbeit umſtellbar. 


Dieſe obgenannten vier Nöte nun hat die Schweiz reſtlos mit Europa 
gemein. Sie ſind auch nicht vorübergehender Natur, 
fie ſcheinen ſich zu Dauernöten auszuwachſen. Auch 
in unſeren Städten vernichten Warenhäuſer und Einheitspreisgeſchäfte 
den ſelbſtändigen Mittelſtand. Auch in unſeren Kantonen zeigen die mar⸗ 
xiſtiſchen Funktionäre jeden Tag ſtärker ihre hoffnungsloſe Blindheit und 
Skrupelloſigkeit. Auch in unſerem Lande findet man keine Mittel, um 
die Rationaliſierung in einen organiſchen Zuſammenhang mit dem Ar⸗ 
beitsmarkt zu bringen, und nur höchſt mühſam gelingen innerhalb des 
herrſchenden Syſtems die erſten Verſuche, einen Ausgleich zwiſchen Ex⸗ 
port und Import herzuſtellen. Auch bei uns ſieht man keine Löſung für 
das Problem der dauernden Arbeitsloſigkeit, beſonders keines für die ar⸗ 
beitsloſen kaufmänniſchen Maſſen. 


Zu all dieſem kommt nun aber noch ein Weiteres. So ſehr ſich manche 
dieſem Gedanken verſchließen möchten, er iſt das Entſcheidende! Der 
Sinn von Faſchismus, Nationalſozialismus und 
Frontismus liegt nicht in ihnen ſelber. Sie find zwar 
gezwungen, ſich ſelber zunächſt mit aller Macht durchzuſetzen, und ſie tun 
es auch. Sie könnten es aber niemals mit dieſem Erfolge tun, wenn ſie es 
nur um ihrer ſelber willen täten. Sie konnten es und können es in Wahr- 
heit nur tun, weil die beſten, die zukunftsklarſten Kräfte ihrer Nationen 
bei ihnen ſind, weil dieſe Kräfte mit heiliger Ueberzeugung wiſſen, daß 
der Geiſt ihres Landes bei ihnen iſt. Sie müſſen ſich durchſetzen, weil 
ohne fie ihre Länder ſchon zugrunde gegangen wären oder noch gingen. 
Faſchismus und Nationalſozialismus mußten um des Landes willen un⸗ 
faſſende Parteien werden. Und das muß auch der Frontismus werden. 
Die gleichen Krankheitserſcheinungen rufen den gleichen Heilmitteln. 


Jedoch, jo ſehr der ſchweizeriſche Frontismus vierfach eine Teiler 
ſcheinung einer Weltbewegung iſt, er weiſt anderſeits auch ſeine deutlichen 
arteigenen Züge auf. Wir ſtecken zwar in einer weltwirtſchaftlichen Kr 
ſis wie die andern, aber unſere damit gleichlaufende politiſche Kriſis it 
dadurch nicht entjtanden, ſondern höchſtens verſtärkt worden! Zwar it 
ſie für unſern Staat genau ſo lebensgefährlich wie die italieniſche oder die 
deutſche es für die betreffenden Länder war. Ihre Beſchaffenheit jedoch it 
anderer Art. Um es klipp und klar zu ſagen: Unſere Verfaſſung hat ſchon 
ſeit 1919 nicht mehr funktioniert, d. h. ſeit der Einführung des National 
ratsproporzes, womit die freiſinnige Parlamentsmehrheit ein Ende nahm 
Denn unausgeſprochen ruht unſere Verfaſſung ſeit ihrem Beginne auf 
dem tragenden Grunde einer für den Staat verantwortlichen Mehrheit 
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partei! Seit fünfzehn Jahren haben wir keine Mehrheitspartei. Die 
Folge iſt: Seit fünfzehn Jahren ſchwankt unſer Staat wie eine vom 
Sturmwetter hin und her geriſſene Barke. 

Dieſe Verfaſſungskriſis hat übrigens nur deshalb der öffentlichen 
Meinung ſolange verborgen bleiben können, weil gerade in dem Augen⸗ 
blick, da Tieferſehende ſie zu bemerken anfingen, das furchtbare Schlag⸗ 
wort in Mode kam, die Schweiz ſei das Vorbild Europas und der Völ⸗ 
kerbund ihre Kopie im Großen. Es iſt nicht zu jagen, wie ſchädlich unfe- 
rem Volke die tauſendfachen Wiederholungen dieſer Lobhudelei geworden 
ſind, mit der ein Jahrzehnt lang alle ausländiſchen Redner in ſämtlichen 
Vortragsſälen der Eidgenoſſenſchaft ihre Darbietungen glaubten begin⸗ 
nen zu müſſen. Einem republikaniſchen Souverän kann der Dauergenuß 
von Schmeichelzuckerwerk gerade jo unheilvoll werden wie einem monar⸗ 
chiſchen. Ja, ſeine Lage iſt gefährdeter. Denn niemand warnt ihn, wäh⸗ 
rend der Monarch doch in der Regel das Gegengift durch den Hofpredi- 
ger oder doch wenigſtens den Hofnarren dargereicht erhält! Um es kurz 
zu machen: Zuerſt durch den Weltkrieg, dann durch die Gründung des 
Völkerbundes und endlich durch den Erwerb des Völkerbundsſitzes iſt die 
Erkenntnis unſerer eigenen ſtaatspolitiſchen Kriſis im ohnehin nie ſehr 
verantwortungsvollen Bewußtſein unſeres Volkes um zwei volle Jahr⸗ 
zehnte verſchleppt worden. Dabei hat dieſe politiſche Kriſis rein gar 
nichts mit der wirtſchaftlichen Weltkriſis zu tun. Es iſt die normale 
Alterskriſis eines erſchöpften und zu Tode gehaſpelten politiſchen Syſtems. 
Anſtatt aber daß die Reform ſchon 1914 energiſch von der eigens zu die⸗ 
ſem Zwecke gegründeten Neuen Helvetiſchen Geſellſchaft an die Hand ge⸗ 
nommen worden wäre, wurde ſie durch den Krieg und die Nachkriegs⸗ 
ereigniſſe geftoppt, und erſt 1928 begann die Kritik in großem Ausmaße 
wieder, zunächſt in drei weſentlichen Büchern (Carl Horber: Die ſchwei⸗ 
zeriſche Politik (1928), Emil Dürr: Neuzeitliche Wandlungen in der 
ſchweizeriſchen Politik (1928) und Gonzague de Reynold: La demoeratie 
et la Suiſſe (1929), dann aber ab 1930 vor allem in den Diskuſſionen 
der Neuen und der Nationalen Front. Zu ihnen geſellte ſich von 1933 
an die breite Welle öffentlicher Debatten in ſämtlichen andern Fronten 
und Bünden der Erneuerungsbewegung. 

Zuſammenfaſſend ergibt ſich alſo, daß die Schweiz zwar, was das 
Wirtſchaftliche anbetrifft, im gleichen Falle iſt wie das übrige 
Europa, daß ſie aber gleichlaufend mit der wirtſchaftlichen auch ihre art⸗ 
eigene politiſche Kriſis beſitzt. Dieſe weiſt aber ganz andere Züge 
auf als jene Kriſen, aus denen der Faſchismus und der Nationalſozialis⸗ 
mus hervorgegangen ſind. Um dieſe feineren Unterſchiede nun ein für 
allemal klar zu machen, will ich jetzt den verſchiedenartigen Charakter der 
drei politiſchen Kriſen, der italieniſchen, der deutſchen und der ſchweizeri⸗ 
chen kurz umreißen. 
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In Italien herrſchte bis zum Kriege der Parlamentarismus, den 
das Königreich von Frankreich übernommen hatte. Bekanntlich hat ſich 
aber der franzöſiſche Parlamentarismus je nach dem Volke, auf das er 
aufgepfropft wurde, ſtark gewandelt. Die große Unficherheit, die ihn aus 
zeichnet (Miniſterſtürze) verſchärfte ſich in Italien verhältnismäßig rasch 
bis ins Unerträgliche, weil der italieniſche Parteiführer viel ſtärker ſeine 
Perſon in den Vordergrund zu ſtellen pflegte als der franzöſiſche, der vor 
allem Anwalt einer Idee und Doktrin iſt. Man weiß, daß die mittel 
und ſüdamerikaniſchen Staaten, die auf dem Papier ja ſämtliche den fran⸗ 
zöſiſchen Parlamentarismus beſitzen, aus denſelben Gründen praktiſch früh 
ſchon gezwungen waren — hier etwas mehr, dort etwas weniger — zur 
Diktatur überzugehen. In Italien nun wurde die Schwäche dieſer Staats⸗ 
form beſonders auffallend, als ſich nicht mehr nur die hiſtoriſchen Par⸗ 
teien der Klerikalkonſervativen und der Liberalen gegenüberſtanden, ſon⸗ 
dern durch das Entſtehen von Arbeiterparteien die Gegenſätze zu einem 
Maximum anſchwollen. Freilich brauchte es noch die ganze Enttäuſchung 
über den verlorenen Sieg, aber auch die perſönliche Genialität Muſſolinis, 
um innerhalb des damals weitgehend demokratiſch geſinnten Europas 
die Diktatur aufrichten zu können. Ohne ſeine Genialität wäre der Um: 
ſchwung wahrſcheinlich erſt eine Reihe von Jahren ſpäter erfolgt. Ander⸗ 
ſeits wäre er auch ſchon früher möglich geweſen, wenn Italien wie Frank 
reich eine Republik geweſen wäre. Die ſtabiliſierende Wirkung feiner me 
narchiſchen Staatsſpitze — deren Funktion auch in England ſehr oft über: 
ſehen wird — ſollte, jo ſehr fie nach außen hin wenig hervortritt, bei fol 
chen Erwägungen nie außer acht gelaſſen werden. 

In Deutſchland war die Entwicklung eine weſentlich andere 
Die Weimarer Verfaſſung, die von Anfang an als ein künſtliches Prodult 
empfunden wurde, zeitigte in Kürze einen ſolchen Wirrwarr von Par 
teien, daß von einem konſtruktiven Parlamentarismus ſchon ſehr bald 
nicht mehr die Rede ſein konnte. Im Herzen aller Deutſchen aber blieb 
das monarchiſche Prinzip unvergeſſen. Da aber Kaiſer Wilhelm det 
Kleine durch ſeine ſchmähliche Feigheit das dynaſtiſche Preſtige der Hoher 
zollern zugleich mit dem Prinzip der Erbmonarchie hochgradig fompromik 
tiert hatte, mußte das deutſche Volk bei der erſten beſten Gelegenheit auf 
die andere Möglichkeit des monarchiſchen Prinzips verfallen. So erhob 
es den Mann, der bewieſen hatte, daß er mehr als ein anderer von der 
Leidenſchaft beſeſſen war, Deutſchland wieder groß und ſtark zu machen, 
zu ſeinem Wahlkönig. 

In der Schweiz nun iſt es ſo: Seit 1848 beſitzen wir einen 
Halbparlamentarismus, deſſen Funktionieren wie auch das der Kollegial 
regierung des Bundesrates auf der ſtillſchweigenden Annahme einer 
Mehrheitspartei beruht. Die freiſinnige Mehrheitspartei, die die Ö* 
ſchicke des Landes von 18481918 leitete, war aber ſchon vor dem Kriege 
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an natürlicher Altersſchwäche degeneriert und vermochte deshalb die Ein⸗ 
führung des Proporzes, der das ganze Syſtem aus den Fugen hob, nicht 
mehr zu verhindern. Seit dieſem Datum ſtecken wir in der akuten ſtaats⸗ 
politiſchen Kriſis. Sie erſchien nur deshalb bis vor kurzem maskiert, 
weil die Tagespolitiker die materiellen Nachkriegs⸗ und Kriſenſchwierig⸗ 
keiten von den formellen, aus dem Nichtmehrfunktionieren der Verfaſſung 
entſtandenen Unzulänglichkeiten gedanklich nicht zu trennen vermochten. 

Die Löſung ſehen wir in der Schaffung eines neuen ſtaatstragenden 
Standes, d. h. einer neuen Mehrheitspartei. Sie darf aber weder ſoweit 
totalitär zu ſein, daß ſie die Minderheiten vom Staatsleben gänzlich 
fernhält, noch ſich einer ſolchen Gleichſchaltung verſchreiben, wie ſie 
Deutſchland verſucht hat. Wie immer auch im übrigen das Verhältnis 
von Volk zu Volksvertretung und Regierung geſtaltet werde, dies iſt 
heute ſchon klar: Die Staatsſpitze muß eine wirkliche Spitze ſein. Als 
ſichtbaren Ausdruck der ſeit 1848 fortgeſchrittenen bundesſtaatlichen Ver⸗ 
einheitlichung und im Intereſſe einer wirkungsvollen Vertretung nach 
außen fordern wir darum nach dem Muſter des amerikaniſchen, franzöſi⸗ 
ſchen, deutſchen, öſterreichiſchen, tſchechoſlowakiſchen und polniſchen Frei⸗ 
ſtaates einen vom Volke gewählten Staatspräſidenten, einen Eidgenöſſi⸗ 
ſchen Landammann. 

Nochmals: Der ſchweizeriſche Frontismus iſt wirtſchaftlich 
Teil einer Weltbewegung, deren Triebkräfte überall ungefähr die gleichen 
ſind. Politiſch aber ſind ſeine Ziele nichts anderes als die folgerichtigen 
Konſequenzen aus einem innerpolitiſchen Ablauf, der dem aufmerkſamen 
Beobachter ſchon lange zu Befürchtungen Anlaß gab. Dabei liegen dieſe 
Forderungen allerdings in der Richtung, die man heute als Weltfaſchis⸗ 
mus bezeichnet. Auch bei uns muß vermehrte ſtaatliche Autorität gefor⸗ 
dert werden. Und wenn die Forderung heute ſtärker erhoben wird als 
vor einigen Jahren, ſo deshalb, weil die wirtſchaftlichen Notwendigkeiten 
beſchleunigend auf ihre Reifung eingewirkt haben. Der Zwang, Ordnung 
in die Wirtſchaft zu bringen, brächte uns ſelbſt dann jetzt die autoritäre 
Demokratie, wenn ſie vom Politiſchen her nicht ſchon längſt fällig wäre! 
Denn das wirtſchaftliche Chaos kann nicht ohne den Ständeſtaat behoben 
werden. Aber anderſeits kann der Ständeſtaat ohne die Rahmengeſetz⸗ 
gebung der autoritären Demokratie auch nie über die akademiſche Erörte⸗ 
rung hinausgedeihen. Die beiden Poſtulate bedingen ſich gegenſeitig. 

Nun hat aber der Frontismus auch noch ein d rittes Geſich f; 
Und damit iſt er wiederum nicht nur eine helvetiſche, ſondern eine euro⸗ 
päiſche, ja eine mondiale Angelegenheit. Denn es mündet ſowohl die 
wirtſchaftliche wie auch die politiſche Erneuerung mit jedem Tage ſicht⸗ 
barer in das ein, was wir die ethi ſch-religiöſe Erneuerung Ben 
nen können. Wohl hat fie als europäiſche Bewegung bisher ihren reprä⸗ 
ſentativen Führer nicht gefunden, wie ihn etwa die indiſche Bewegung 
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in Gandhi beſitzt. Und es iſt auch durchaus möglich, daß ſie nie einen 
einzigen, ſondern, wie das ja auch in der Reformationszeit der Fall war, 
mehrere Führer aus ſich heraus erzeugen wird. So unklar, ja verworren 
aber auch das Bild dieſer europäiſchen Erneuerung und Wiedergeburt 
vielfach noch erſcheinen mag, eines jedenfalls iſt unbeſtreitbar: Daß ihre 
Träger allerorten Männer find, in denen dank ihrer tiefen ſeeliſchen Ver: 
bundenheit mit Volk, Heimat, Staat und Gott die ewige Harmonie er⸗ 
klingt, die den typiſchen Repräſentanten des heute in Schmach und 
Schande in die Grube fahrenden Geſchlechts der ungeheuerlichſten Deka⸗ 
denz völlig verſagt war. Männer ſind es, die nur darum das ſchwere 
Werk der Rettung aus dem völligen Chaos und der vollkommenen Sa⸗ 
tanei in die Hand genommen haben, nur darum in die Hand nehmen 
konnten, weil in ihnen die tiefen Quellen noch rauſchend ſprudeln. Es 
mag ſein, daß da und dort in den Maſſen auch unedlere Motive mitbe⸗ 
ſtimmend wirken. Doch erinnern wir uns, daß der demokratiſche Revi- 
ſionsgeneral Rolle im Baſelbiet zu ſagen pflegte: „Me mueß au mit 
Dräck mure“. Und liegen nicht ſelbſt auf dem hellen Bilde Zwinglis tiefe 
Schatten (Manz, Grebel), von Calvins Juſtizmord an Servet ganz zu 
ſchweigen? Aber wer denkt heute in erſter Linie daran, wenn wir von der 
Reformation reden und ſagen? Es gibt keine große Bewegung, bei der 
keine Späne fallen. Worauf es ankommt, iſt einzig, ob eine Leben zeu⸗ 
gende Idee dahinter ſtehe, und ob ſich Führer und Maſſen finden, die 
dieſer Idee ſich mit Gut und Blut zu opfern gewillt ſind. 

Und wenn man mich nun fragen ſollte, ob eine ſolche Idee hinter 
dieſer werdenden europäiſchen Bewegung ſtehe, von der Faſchismus und 
Nationalſozialismus nur beſondere vorläufige Ausprägungen ſind, von 
der unſer Frontismus wieder eine andere, arteigene Ausprägung darftellt, 
ſo muß ich ausdrücklich bekennen: Ja! Und wenn man mich weiter fragt, 
was das für eine Idee ſei, ſo antworte ich ſo: „Es iſt der tiefſte 
Lebenswille Europas, der ſich hier Ausdruck ver— 
j chafft.“ Europa fühlt ſich an der Wurzel erkrankt, ſo erkrankt, daß 
jenes „Apres nous le deluge“ des Ancien Régime bereits wieder zum 
Lebensbekenntnis einer rieſigen verrotteten Oberſchicht von Plutokraten 
und Intellektuellen in allen Ländern Europas geworden ift. Dieſer Nihi⸗ 
lismus (Nichts glauben, nichts hoffen), der weit über das hinausgeht, was 
man in Frankreich Fin⸗de⸗ſiecle-Stimmung genannt hat, findet feinen 
Niederſchlag in einer großen Literatur von Prouſt bis Huxley und Käſtner; 
in der Wirtſchaft find Geſtalten wie Stawisky und Löwenſtein ſymptoma⸗ 
tiſche Vertreter; in der Philoſophie bedeutet wohl Spenglers „Untergang 
des Abendlandes“ ſeine deutlichſte Ausprägung. Er iſt aber auch in der 
modernen Malerei und Muſik klar erkennbar. Dieſer Wille zum Tod und 
zum Verrat aller höheren Güter und Wahrheiten iſt in den Weltſtädten 
und Großſtädten ſchon ſeit Jahren bereit geweſen, mit dem Bolſchewis⸗ 
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mus zu paktieren, genau wie die verfaulte Ariſtokratie Ludwigs XVI. bei 
der Aufführung von „Figaros Hochzeit“ und im Schwärmen für den 
Ultrademokraten Rouſſeau zum voraus ihren Henkern Beifall geklatſcht 
hat. Aber gegen dieſen Nihilismus, ob er ſich nun in der Widerſtands⸗ 
loſigkeit gegen Mammonismus, Semitismus oder Satanismus zeige, ob 
er ſich artiſtiſch, plutokratiſch, ſnobiſtiſch oder kosmopolitiſch verbräme, ob 
er mehr durch Schwäche ſündige oder durch Wurzel- und Inſtinktloſigkeit, 
gegen dies ganze verruchte Geflecht von Entartung und Verfall ſteigt in 
letzter Stunde heute der kleinbürgerliche, bäuerliche und handarbeitende 
Menſch in allen Ländern Europas auf! Er, der immer ein Vollmenſch 
war, weil er in Not und Sorge des täglichen Lebens zur Reifung gedieh, 
der ſeine Kinder immer in Mühe und deshalb mit Verantwortung er⸗ 
ziehen mußte, er hat drum die Liebe zum Leben, das für ihn jederzeit 
Kampf bedeutete, nie verloren. Ihm, der verbunden war mit der Stätte, 
auf der er ſaß, verwurzelt mit dem Boden, den er bebaute, kam niemals 
gänzlich die Ehrfurcht abhanden, die nach Goethe auf dem Grunde aller 
Erziehung ruht. Gegen das verlotterte Großſtadtgeſindel, das ſeit Jahr⸗ 
zehnten nur Geifer und Gewitzel gegenüber aller Tradition und allem 
Reſpekt vor Vergangenem und vor Höherem kennt, ſteht dieſer Menſch der 
Mitte heute auf und entreißt gleicherweiſe dem nihiliſtiſchen Plutokratis⸗ 
mus wie dem nihiliſtiſchen Marxismus die ſinkende Fackel dieſes unſeres 
alten Erdteils. Und ſiehe, ſie iſt nicht ausgelöſcht, ſie erſtrahlt in neuem 
Glanze! 


Der Schmiedſohn Muſſolini, der Malergeſelle Hitler, Söhne von 
kleinen Leuten, ſie bauen die neuen Staaten, in denen, wie in den beſten 
Zeiten des Mittelalters, wieder Ordnung ſoll herrſchen und Gerechtig⸗ 
keit, nicht auf Grund ſchematiſcher, ganze Länder umſpannender, abſtrak⸗ 
ter Verfügungen, ſondern in einem vielfältigen Geflechte direkter menſchlich⸗ 
ſeeliſcher Zuſammenhänge. Wir ſtehen erſt im allererſten Jahrzehnt dieſer 
Entwicklung. Aber was bedeutet ein Jahrzehnt im Völkerleben? Fünf⸗ 
zig Jahre hat es gebraucht, ehe der ſchweizeriſche Liberalismus ſeine Ver⸗ 
faſſung von 1848 ſchaffen durfte. Und mag unſer Werk wiederum ſolange 
dauern, es iſt dennoch das einzige, das einer verzweifelten Jugend wieder 
einen Sinn gibt im Leben. Mit ihm ſchaffen wir den neuen Staat, den 
guten Staat, den gerechten Staat, den chriſtlichen Staat. 


Weil es ſich alſo in Wahrheit um etwas viel Tieferes handelt, als 
um eine nur techniſch wirtſchaftliche Anpaſſung an die gegenwärtige Kriſis, 
auch um etwas Tieferes als nur eine Umänderung unſerer politiſchen 
Struktur, weil es ſich um einen welthiſtoriſchen Prozeß von jahrhundert⸗ 
wirkender Bedeutung handelt, an deſſen Ende die Ueberwindung der Irr⸗ 
tümer der franzöſiſchen Revolution, ja vielleicht ſogar der Zerſpaltung 
der Reformation ſteht, deshalb hat dieſe Bewegung auch ihr ethiſch⸗xeli⸗ 
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giöſes Geſicht. Und es mehren ſich alle Tage die Menſchen, die das ein- 
ſehen, und die aus dieſer Einſicht heraus ſich zu handeln entſchließen. 

Zuletzt ſteht eben heute Europa am Kreuzweg. Entweder geht es 
weiter wie bis anhin auf dem Wege zur Hölle, der heißt Freiheit-Gleich⸗ 
heit⸗Kommunismus⸗Gottloſigkeit⸗Nihilismus. Wenn es darauf verbleibt, 
ſo wird es über kurz oder lang eine Kolonie Sowjetrußlands, und dann 
lebwohl perſönliche Würde und geiſtiges Leben! Oder aber es anerkennt 
und belebt die urtümlichen Kräfte, die in ſeiner eigenen Tradition be⸗ 
ſchloſſen liegen. Wenn es ſich wirklich aus einem geographiſchen Begriff 
zu einer ſinnhaften Weſenheit emporheben will, dann hat es heute wahr⸗ 
lich keine Zeit mehr zu verlieren. 

Unter allerhöchſtem Aſpekt nun: Europa wird leben, wenn 
es, das maßloſe Zerriſſene und Zerſtückelte, 
ein Ganzes wird. Ein Ganzes kann es nur werden unter einer 
geiſtigen Autorität. Dieſer geiſtigen Autorität wird und muß eine welt⸗ 
liche entſprechen. Beide aber kommen nur über die im Geiſte geeinigten 
und zu organiſchen Weſenheiten regenerierten Staaten. Das verarmte, 
wirtſchaftlich aus einem Hammer zu einem Amboß gewordene Europa 
des Jahres 2000 wird nicht ſein oder es wird ſein als ein geheiligtes 
Europa, d. h. ein Bund autoritär regierter Ständeſtaaten, in denen Reli⸗ 
115 Politik und Wirtſchaft eine geſchloſſene, ſchöpferiſche Dreieinigkeit 
bilden. 

Nur dieſes Europa wird imſtande ſein, ſich gegen die Giganten 
Amerika, Aſien und Afrika erfolgreich zu behaupten. Nur dieſes Europa 
wird es wert ſein, daß unſere Enkel und Urenkel es bewohnen. 
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Die Tat. 


Bauſteine zur Neuen Verfaſſung. 


A. Leitgedanken. 


1. Die Grundlage. 


Im Namen Gottes des Allmächtigen! Am Eingang der Neuen Ver⸗ 
faſſung ſtehe dieſer geheiligte Anruf der älteſten Bundesbriefe. Er be⸗ 
zeuge den deutlichen Willen der Neuen Eidgenoſſenſchaft, ihren Staat 
zu gründen auf dem chriſtlichen Glauben. 

Glücklich war die Eidgenoſſenſchaft immer dann, wenn das Volk 
ſeine Führer hochachten durfte. Es durfte fie hochachten, wenn ſie ſich 
ſelbſt ſichtbar dem Höchſten unterſtellten. 

Aus dem Verbundenſein mit dem göttlichen Willen entſpringt die 
ewige Sehnſucht nach einer gerechten Lebensordnung. 

Die Führer der Neuen Eidgenoſſenſchaft müſſen 
im Streben nach Gerechtigkeit dem Volke deutlich 
vorangehen. Wir verlangen von ihnen perſönlichen Ein⸗ 
ſatz und mutige Einzelverantwortung. Nur ſo kann Ge⸗ 
rechtigkeit entſtehen, nur jo Vertrauen. Beide ſterben ab in verantwor⸗ 
tungsloſen Parlamenten und geheimen Kommiſſionen. 

Das Streben nach Gerechtigkeit und das daraus erwachſende perſön⸗ 
liche Vertrauen werden fortan Führer und Volk aneinander ketten, 
ſo wie es in der Innerſchweiz jahrhundertelang durch die Landsgemeinde 
geſchehen iſt. 

Zupackende Tatkraft, Aufrichtigkeit und Ehr⸗ 
lichkeit müſſen das Geſicht des kommenden Volksſtaates ſo eindeutig 
prägen wie uferloſes Geſchwätz und trüber politiſcher Schacher den Par⸗ 
lamentavismus des abſterbenden Vielparteienſtaates. 
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Nur fie werden eine tiefgreifende nationale und ſoziale 
Wiedergeburt unſeres Volkes und Staates gewährleiſten können. 


2. Das Eidgenöſſiſche Volk. 


Am Anfang der Eidgenoſſenſchaft taten entſchloſſene Männer einen 
Schwur, ſich fortan in Freiheit ſelbſt zu beherrſchen. 

Damit der Bund Dauer erhalte, war aber noch anderes nötig. 
Die Bauern der Länder und die ſich zu ihnen geſellenden Bürger der 
Städte wuchſen zu einem Volke zuſammen, weil ſie die Erde, die 
ihnen beiden Nahrung gab, in furchtbaren Schlachten mit ihrem Blute 
verteidigen mußten. 


So beruht unſer Staat auf der dreifachen Bindung des Bun⸗ 
desſchwures, der Heimaterde und deren Weihe durch das gemeinſam 
vergoſſene Blut. 

Aber weder das Erlebnis der Raſſe noch das der gemeinſamen 
Sprache iſt jemals bei uns ſtaatsbildend geworden, noch können ſie es 
jemals werden. 


3. Freiheit. 

Die gegenwärtige Eidgenoſſenſchaft geht an der 
Ueberfülle ihrer papieren gewordenen Freiheits⸗ 
rechte langſam zugrunde. Der Liberalismus hat ſie fremder 
Geiſtesart entnommen; oberflächliches politiſches Denken durch ihren 
Mißbrauch das Weſen der Freiheit verfälſcht. 

Die Neue Eidgenoſſenſchaft wird durch die natürliche Frei⸗ 
heit gekennzeichnet ſein. Sie findet ihre Schranke an der Selbſtzucht 
der verantwortungsbewußten Volksgenoſſen und an deren Willen zur 
Einordnung in die Gemeinſchaft. Dem Maß der Pflichten ent⸗ 
ſpricht im Neuen Staate das Maß der Rechte. 

Die Freiheit der Religion und der weltanſchau⸗ 
lichen Ueberzeugung iſt unantaſtbar, denn über den 
Glauben entſcheidet nicht der Staat, ſondern das Gewiſſen des Einzel⸗ 
nen. Ihr öffentlicher Ausdruck jedoch hat ſich den Lebensnotwendigkeiten 
des Staates unterzuordnen. 

Vereinigungen, die nachweisbar zum Schaden unſeres Volkes und 
auf das Gebot landfremder Mächte tätig ſind, müſſen aufgelöſt werden. 


4. Ständiſcher Föderalismus. 


Die Schweizeriſche Eidgenoſſenſchaft, die aus Angehörigen von vier 
Sprachgemeinſchaften beſteht, kennt keinen ihr gefährlicheren Feind als 
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die öde Gleichmacherei des zentraliſtiſchen Bürokra⸗ 
tis mus. 

Ihre Stärke wird immer in ihrer Mannigfaltigkeit und 
Vielfältigkeit liegen. Seine beſte Kraft zieht unſer Staat aus 
der Verwurzelung jedes einzelnen Bürgers in ſeinem lebendigen Um⸗ 
kreis: in Familie, Beruf, Kirche, Gemeinde und Kanton. 

In Ergänzung des beſtehenden politiſchen Föderalis⸗ 
mus (Souveränität der Kantone und Selbſtverwaltung der Gemeinden) 
fordern wir heute als dringendſtes Gebot der Stunde den ſtändiſchen 
Föderalismus, d. h. die weitgehende Selbſtverwaltung 
von Berufs⸗, Wirtſchafts- und Lebensgemeinſchaften. 

Wie die Schaffung der ſtarken Bundesgewalt die hiſtoriſche Aufgabe 
der Generation von 1848 war, jo iſt es die hiſtoriſche Aufgabe 
unſerer Generation, denſtändiſchen Föderalismus 
in die Verfaſſung einzubauen. 

Damit löſen wir den in zentraliſtiſchem Demokratismus feſtgerann⸗ 
ten Staat aus ſeiner hoffnungsloſen Erſtarrung. Wir entbinden die heute 
vielfach in nutzloſer Abwehr verkrampften Kräfte der Süd-, Weſt⸗ 
und Zentralſchweiz zu ſchöpferiſchem Wirken. Wir geben damit 
endlich der Arbeiterſchaft dasjenige an wirtſchaftlichem Mit⸗ 
ſpracherecht, was ſie ſeit Jahrzehnten vergeblich verlangt hat. Erſt 
im Zeitalter des ſtändiſchen Föderalismus iſt eine organiſche Be⸗ 
triebsgemeinſchaft denkbar und möglich. 


5. Führung. 


Im ſchärfſten Gegenſatz zu der heute geltenden kraſſen Vermengung 
und Verwäſſerung der Verantwortlichkeiten erheben wir in Bund und 
Kantonen den Ruf nachder klaren undentſchiedenen Füh⸗ 
rung in allen Bereichen des Staates. Sie iſt ohne Ein⸗ 
zelverantwortung undenkbar. : 

Nur fie wird an allen Stellen dem Staate Dauer und Sicherheit 
geben können. Ohne fie keine ſtarke Eidgenoſſenſchaft und keine lebens⸗ 
fähigen Kantone! 8 

Im Bunde muß die Staatsgewalt mächtig genug ſein, um 
dreierlei Aufgaben zu bewältigen: 

Sie muß, bei allem deutlichen Willen zur Mitarbeit a m hohen 
und notwendigen Ziele der Befriedung Europas, 
mit rückſichtsloſer Schärfe den ebenſo entſchiedenen Willen zum Aus⸗ 
druck bringen, die heilige Erde unſeres Vaterlandes 
jederzeit und mit Einſetzung aller Machtmittel ge⸗ 
gen einen Angreifer zu verteidigen, gleichgültig, ob er 
ſeine Heere von Nord, Weſt, Süd oder Oſt an unſere Grenzen heranführe. 
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Sie muß ferner, unbeſchadet des ſtändiſchen Eigenlebens in Berufs⸗ 
und Lebensgemeinſchaften, in Gemeinden und Kantonen, die alle 
Sonderanſprüche bindende und krönende Macht der 
Eidgenoſſenſchaft darſtellen. 

Sie muß endlich, in Zuſammenarbeit mit den Kantonen, oberſte 
Schlichterin, Richterin und Wegweiſerin der Wirt⸗ 
ſchaftſein. Die kapitaliſtiſche Wirtſchaft darf nicht mehr unſer Schick⸗ 
ſal bedeuten, und ebenſowenig der marxiſtiſche Klaſſenkampf! Beide hat 
die Geſchichte bereits gerichtet. Es iſt heute an uns, die verfaſſungsmäßi⸗ 
gen Folgen daraus zu ziehen. Der ſtarke Staat in Bund und Kantonen 
hat den Rahmen zu ſpannen, innerhalb deſſen ſich die Wirtſchaft ent⸗ 
faltet und ſelber verwaltet! 


6. Erziehung. 


Ein Staatsvolk zu ſein, iſt ewige Aufgabe! 

In jedem Staate ſteht das Volk in länger andauernder Friedens⸗ 
zeit in Gefahr, zu einer Maſſe von eigenſüchtigen Selbſtlingen zu ent⸗ 
arten. Es wird daran vor allem durch das anfeuernde Beiſpiel der ſich 
ihrer Verantwortung bewußten Staatsführer gehindert. Von allen 
Staatsformen aber iſt die demokratiſche Republik dieſer Gefahr am mei⸗ 
ſten ausgeſetzt; denn ſie beſitzt ja keinen beſonderen und geſchloſſenen 
Stand von Staatsführern. 

Damit die demokratiſche Republik nicht gefährlich entartet, müſ⸗ 
ſen ihre Führer dauernd aus der breiten Maſſe des 
Volkes erneuert werden: aus allen Geſellſchaftsſchichten und 
allen Altersklaſſen. Dieſer regelmäßige Kreislauf iſt die 
einzige Gewähr ihrer Geſundheit und Dauer. Und 
tödlich find ihr, mehr als jeder anderen Staatsform, die geheimen Bin- 
dungen, deren ausgeſprochener oder nicht ausgeſprochener Zweck es iſt, 
ihn aufzuhalten und künſtlich einen geſchloſſenen Stand von Privile⸗ 
gierten zu bilden! 

Es ergibt ſich aus dieſer Einſicht ferner, daß es zu den ſchönſten und 
wichtigſten Aufgaben der Führung gehört, in der Jugend des Landes 
den Trieb zu patriotiſcher Betätigung zu erwecken und ſie reibungslos 
in dieſen Kreislauf einzugliedern. 

Die heute ausſterbende Generation ohne Führer hat dieſe ewige 
Aufgabe nicht erfüllt. Sie hat die heranwachſende ſchweizeriſche Jung⸗ 
mannſchaft weithin kampflos der moraliſchen Zerſetzung und der Ver⸗ 
ſeuchung durch vaterlandsfeindliche Irrlehren preisgegeben. An uns iſt 
es heute, die jungen Männer endlich wieder zu vertief⸗ 
ter Heimatliebe, politiſchem Verantwortungsbe⸗ 
wußtſein und ſozialer Geſinnung zu erziehen! 
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Wohl kann die Erneuerungsbewegung verſprechen, die Gegenwart 
und die unmittelbare Zukunft würdiger zu geſtalten. Jedoch erſt von einer 
grundſätzlichen Reform unſerer nationalen Erziehung dürfen wir eine 
dauernde und glückliche Zukunft des eidgenöſſiſchen Volkes und Staates 
erwarten. 


B. Auswirkung. 
1. Der ſtändiſche Aufbau. 


a) Unſer Volk iſt weder ein Haufen unverbundener Einzelner, noch 
zerfällt es in feſtumriſſene Klaſſen, wie es die aus falſchem mechaniſtiſchem 
Denken entſprungene Irrlehre des Marxismus haben will. Es iſt viel⸗ 
mehr ein feingegliederter Organismus zahlreicher Geſellſchaftskreiſe oder 
Stände. 

Jeder von ihnen beſitzt ſeine natürliche Aufgabe. Und keiner ſoll ohne 
Not von den andern an deren Erfüllung gehindert werden. 

Ueber den Ständen ſteht der Staat. Auch er hat feine eigenen Auf- 
gaben zu erfüllen. Darüber hinaus aber hat er die Eingliederung der 
Stände in die Gemeinſchaft des Volkes zu überwachen. Aber nur 
dort, wo fie offenſichtlich verſagen, ſoll er ihre 
Aufgaben ſelbſt übernehmen. 

Das iſt es, was wir ſtändiſchen Föderalismus nennen. 

b) Die Eingliederung der Stände in den Staat geſchieht in der 
Ständiſchen Ordnung. Vor allem wichtig und dringend iſt ſie 
für den Bereich der Wirtſchaft. 

Alle im Wirtſchaftsleben Tätigen bilden nach ſtändiſcher Weltauffaſ⸗ 
ſung eine große, vielfältig gegliederte Gemeinſchaft. Sie ſind ſich bewußt, 
daß ſie auf Gedeih und Verderb aufeinander angewieſen ſind, daß ihr 
Wohl nicht durch das Gegeneinander, ſondern durch das Miteinander 
entſteht. Die Ständiſche Ordnung ſoll dieſem neuen Bewußtſein, das der 
liberaliſtiſchen Irrlehre vom Kampfe aller gegen alle aufs ſchärfſte wider⸗ 
ſpricht, Rahmen und Ausdruck geben. Sie iſt ein notwendiges Element 
der Neuen Verfaſſung. 

Die ſchöpferiſche Kraft des Individuums ſchafft die Wirtſchaftswerte. 
Darum ſoll die Initiative des Unternehmers nicht unterbunden werden, 
noch ſein Recht auf ſeiner beſonderen Leiſtung und ſeinem Riſiko entſpre⸗ 
chenden Anteil am Geſamtbetrag. Aber wir verlangen, daß er ſich in die 
Gemeinſchaft aller Wirtſchaftenden als Diener einordne, daß er ſich als 
ein Treuhänder der nationalen Wirtſchaft empfinde. Der Stand ſteht 
ar dem einzelnen Wirtſchaftenden. Und über dem Stand ſteht der 

taat. 
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e) Im kommenden ſtändiſchen Volksſtaat wird die Wirtſchaft in Be⸗ 
triebsgemeinſchaften und Berufsverbände gegliedert. 

An der Sitze des ſtändiſchen Aufbaus ſteht der Landeswirt⸗ 
ſchaftsrat. Der Stand Wirtſchaft iſt im Umfange feiner Selbſtver⸗ 
waltung und im Rahmen ſeiner wirtſchaftspolitiſchen Zuſtändigkeit für 
eine ſachliche Durchführung feiner Aufgaben verantwortlich. 

Die Bundesregierung erläßt in Verbindung mit den zuſtändigen 
wirtſchaftlichen und politiſchen Organen (Landeswirtſchaftsrat, Volks⸗ 
wirtſchaftsdepartement, Bundesverſammlung) die Geſetze, welche das 
wirtſchaftliche Leben ordnen und ſtellt die Richtlinien auf für eine plan⸗ 
volle Außenhandels politik. 

Für die geſamte Wirtſchaftsführung des Landes iſt die Bundesregie⸗ 
rung verantwortlich. 

d) Staat und Kirche ſind die Ordnungen, in denen die menſch⸗ 
liche Geſellſchaft ihr weltliches und ihr ewiges Heil erſtrebt. Aus deren 
Weſensverſchiedenheiten ergibt ſich, daß die Kirche keinen 
Staat im Staate und der Staat keine Kirche in der 
Kirche ſich anmaßen foll. 

Daher muß der Staat ſich aller Eingriffe in kirchliche Dinge ent⸗ 
halten, ſofern der konfeſſionelle Friede nicht von großen Gefahren bedroht 
iſt. Das religiöſe Bekenntnis kann anderſeits aber auch nicht von ſtaats⸗ 
bürgerlichen Pflichten entbinden. Da der einzelne Volksgenoſſe ſowohl 
dem Staat als einer Kirche angehört, ſo ergibt ſich für beide Mächte die 
Notwendigkeit, zuſammenzuwirken und ſich gegenſeitig zu ſtützen. 


2. Bund und Kantone. 


a) Die Periode des gegenwärtigen zentraliſtiſchen Bürokratismus 
hat die Kantone mehr und mehr ausgehöhlt. Und doch beruht eine ge⸗ 
ſunde Eidgenoſſenſchaft auf der Geſundheit ihrer Gliedſtaaten: der Kan⸗ 
tone. 

Die Kantone müſſen in ihrer Eigenart wieder kräftiger und ſtärker 
werden. 

Nur diejenigen Aufgaben, von denen es abſolut ſicher iſt, daß der 
5 ſie beſſer ausführen kann, ſollen ihm in Zukunft überantwortet 
werden. 


b) Der Bund ſei fortan ausſchließlich zuftändig für das Aus 
wärtige, das Heer, den Verkehr (Luft, Bahn, Poſt mit Telegraph und 
Telephon, Militär- und Alpenſtraßen) und den Abſchluß von Konkor⸗ 
daten. Die Wirtſchaftsführung iſt in erſter Linie Sache des Bundes. 


e) Um ein engeres Zuſammenarbeiten zwiſchen der Bundesregierung 
und den kantonalen Regierungen zu erreichen, wird der Ständ erat 
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in Zukunft aus den 25 kantonalen Regierungschefs oder deren Gtellver- 
tretern zuſammengeſetzt ſein. Seine neue Aufgabe iſt, der Bundesregie— 
rung in allen Fragen, die das Verhältnis von Bund zu Kanton betreffen, 
beratend zur Seite zu ſtehen. 

d) Um die Kantone in die Lage zu verſetzen, ſich gegen die Bundes⸗ 
gewalt zu behaupten, ſoll ihnen ein entſprechend höherer An- 
teil an den Staatseinkünften (direkte und indirekte Steu⸗ 
ern und Abgaben) zugeführt werden. Dagegen verlangen wir anderſeits 
eine radikale Beſchränkung der moraliſch, politiſch und wirtſchaftlich ver— 
hängnisvollen Bundesſubventionen. 


3. Landammann, Räte und Volk. 


a) Der Eidgenöſſiſche Landammann und das Eid⸗ 
genöſſiſche Volk bilden die beiden Eckpfeiler, die das Gebäude des 
Neuen Staates tragen. Ihr gemeinſamer Wille ſchafft 
Recht und Geſetz. Die Bundesverſammlung wird im 
weſentlichen auf ihre natürliche und urſprüngliche Aufgabe der ſachlichen 
und klugen Beratung beſchränkt. 


b) Der Landammann, auf mehrere Jahre durch die Geſamt⸗ 
heit der Volksgenoſſen gewählt, vertritt die Eidgenoſſenſchaft nach außen. 

Sein Stellvertreter, der im ſelben Wahlgang erkorene Landes- 
ſtatthalter, muß dem andersſprachigen Landesteil angehören. 

In der Regel fällt es abwechſelnd der deutſchen und der la— 
teiniſchen (welſchen und italieniſchen) Schweiz zu, den Kandidaten für 
das höchſte Amt vorzuſchlagen. 

Gegen den Landammann wie gegen den Landesſtatthalter kann wäh⸗ 
= der Amtszeit das Abberufungsbegehren ergriffen wer⸗ 

en. 


e) Der Landammann und die Bundesverſammlung beſtimmen ge⸗ 
meinſam ſieben oder mehr Bundesräte. Die Gemeinſam⸗ 
keit der Beſtimmung entſteht aus dem gegenſeitigen Vetorecht. Bei der Be⸗ 
ſtellung des Bundesrates ſollen nach Tunlichkeit die verſchiedenen Landes⸗ 
teile berückſichtigt werden. 

Der Landammann führt den Vorſitz im Bundesrat. Er 
regiert. Die Bundesräte beraten ihn und verwalten ihre Departe⸗ 
mente. 

a In Kriſenzeiten ernennt der Landammann den General. Er 
iſt aber an die Vorſchläge der Bundesverſammlung gebunden. 


d) Grundſätzliche Fragen werden durch Verfaſſungs- und 
Bundesgeſetz geregelt. 
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Verfaſſungsgeſetze unterſtehen dem obligatoriſchen, Bundesgeſetze dem 
fakultativen Referendum. 


Der Landammann hat die Pflicht, dringliche Bundesgeſetze dem Re⸗ 
ferendum zu entziehen. 


e) Die Geſetzesberatung geſchieht folgendermaßen: 

Für allgemeine politiſche Angelegenheiten iſt der Nationalrat 
zuſtändig. Der Landammann bildet hauptſächlich aus deſſen Mitgliedern 
die vorbereitenden Geſetzeskommiſſionen. 

In Fragen, die das Verhältnis des Bundes zu den Kantonen be⸗ 
treffen, läßt ſich der Landammann durch den Ständerat, der aus 
den Regierungschefs beſteht, beraten. 

Für die Wirtſchaftsfragen iſt in erſter Linie der Landeswirt— 
ſchaftsrat zuſtändig. 

Die 3 Räte tagen einzeln oder geſamthaft. Wenn ſie geſamthaft ta⸗ 
gen, heißen fie Bundes verſammlung und werden vom Landes⸗ 
ſtatthalter präſidiert. 


Die Bundes verſammlung iſt berechtigt: 


1. die Wahl des Bundesrates zu treffen, vorbehalt⸗ 
lich des Vetos des Landammanns, 


auf Grund der von den einſchlägigen ſtändiſchen Organen eingereich⸗ 

ten Kandidatenliſte die Bundesrichter zu wählen, 

3. Vorſchläge für das Amt des Generals einzurei⸗ 
chen, 

4. einen Antrag auf Abberufung des Landammanns 

und des Landesſtatthalters zu ftellen. 


Die Beratungen ſowohl der einzeln tagenden Räte als der Bundes⸗ 
verſammlung gipfeln in der Regel in einer ko nſultativen Ab⸗ 
ſtimmung über jede unterbreitete Vorlage. 


f) Der Nationalrat beſteht aus höchſtens 100 Mitgliedern. Er wird 
zum größeren Teile in Einerwahlkreiſen durch das Volk gewählt, zum 
kleineren durch den Landammann ernannt. 


8) Das wahl⸗ und ſtimmberechtigte Staatsvolk beſteht aus den 
männlichen Volksgenoſſen, die das 20. Altersjahr über⸗ 
ſchritten haben und in bürgerlichen Rechten und Ehren ſtehen. 

Im Bereiche der ſtändi ſchen Ordnung (Schule, Kirche, 
Kultur, Wirtſchaft) beſteht Stimmrecht ſowie aktives und paſſives Wahl- 
recht auch für Frauen über zwanzig Jahre. 

Die Einbürgerung wird fo geregelt, daß in Zukunft nur noch in der 
Schweiz geborene und hier aufgewachſene Ausländer das Bürgerrecht er⸗ 


no 
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halten können. Dieſe Neubürger ſind in Rechten und Pflichten den Alt⸗ 
bürgern gleichgeſtellt. 


h) Das Volk beſitzt in der Neuen Verfaſſung außer dem Referendum 
und dem Abberufungsrecht auch weiterhin das Recht der Verfaſ⸗ 
ſungsinitiative. Es wird aber auf grundſätzliche Vorſchläge 
beſchränkt. 

Als neu erhält das Volk zudem das Recht der Geſetzes⸗ 
initiative. Wenn eine beſtimmte Stimmenzahl erreicht iſt, muß der 
Landammann die Anregung der Bundesverſammlung unterbreiten. Eine 
nachherige Volksbefragung findet jedoch nur ſtatt, wenn der Inhalt der 
Initiative in ein Geſetz aufgenommen worden iſt. 


4. Kultur und Erziehung. 


a) Wir fordern, daß der Neue Bund den Kantonen, welche die leben⸗ 
digen Mittelpunkte des gewachſenen kulturellen Empfindens ſind und blei⸗ 
ben, in der Verteidigung und der Ausbreitung unſe⸗ 
rer nationalen Art und Kultur voranſchreite. 


b) Ein Bundesamt für vaterländiſche Erziehung 
hat die Richtlinien, event. Lehrmittel, für eine vertiefte vaterländiſche 
Erziehung auszuarbeiten und deren Durchführung in den Kantonen an⸗ 
zuregen. Sie wird im Gegenſatz zur heute überſchätzten äußerlichen Wiſ⸗ 
ſensvermittlung ein Hauptgewicht auf die charakterliche und körperliche 
Ertüchtigung legen (Arbeitsdienſt). 

Die Durchführung der vaterländiſchen Erzie⸗ 
hung verbleibt, wie die Erziehung überhaupt, den 
Kantonen überlaffen. 

Abſchluß und Krönung der vaterländiſchen Erziehung der jungen 
Volksgenoſſen bilden Jungbürgerweihen, entweder am 1. Au⸗ 
guſt in der Heimatgemeinde oder anſchließend an die Rekrutenſchule oder 
an ein Arbeitslager. 


e) Ein Bundesamt für die Auslandſchweizer ſoll 
damit beauftragt werden, die Auslandſchweizer enger an die Heimat zu 
feſſeln, ihrer Stimme im Inland Gehör zu verſchaffen und fie kulturell 
und erzieheriſch zielbewußt zu unterſtützen. 


Paul Lang 
Tote oder lebendige Schweiz? 


Verlag Raſcher & Co., 2.—4. Tauſend, 1933; 156 S.; Fr. 2.50. 


Votre livre marque une date» — ſchrieb Gonzague de Reynold 
dem Verfaſſer nach Erſcheinen ſeines Buches. Dieje Schrift ſtellt 
in der Tat die Grundlagen unſeres ſtaatlichen Daſeins zur Diskuſ⸗ 
ſion und iſt dadurch zu einem Markſtein unſerer inneren Entwick⸗ 
lung geworden. Das wird durch Urteile aus allen politiſchen 
Lagern beſtätigt! 
* 
Urteile der Preſſe: 


Langs Beſtreben, einmal die neue Geiſteshaltung klar zu umreißen und die ſtaatlichen 
und ſozialen Formen ihr auf den Leib zu ſchreiben, alſo die von uns allen erſehnte 
Einheit und Geſchloſſenheit ſchaffen zu helfen, das zeugt von einer Tiefe des Er⸗ 
faſſens, wie ſie heute einfach nötig iſt. N „Der Bund“. 


Lang will kein fertiges Syſtem vorlegen, er gibt das Ergebnis ſeines Denkens, die 
Summe ſeines Bemühens. Er iſt ein Sucher nach der neuen lebendigen Form, ein 
Sehnſüchtiger nach einer wahrhaft ſtarken und tätigen Schweiz. Und darum iſt 
das Buch des Intereſſes aller derer wert, denen unſere Schweiz am Herzen liegt. 
Felix Moeſchlin in der „National⸗Zeitung“. 


Auch nach unſerer Anſicht handelt es ſich bei dieſer Schrift nur um eine Station 
auf dem Wege zur wahrhaft organiſchen vaterländiſchen Politik und zur Erneue⸗ 
rung unſeres Staatsweſens. Aber es iſt wirklich eine Station auf dieſem Wege und 
verdient darum regſte Beachtung und ernſthafteſte Prüfung. ; 
„Reformierte Schweizer Zeitung”. 


Es handelt ſich um eine Schrift, die, weit ausholend, von einer beſonderen Piycho- 
logie des politiſchen Lebens, einer eigenen Geſchichtsauffaſſung ausgeht... Dieſe 
eingehende Kritik iſt leſenswert und erwägenswert und niemand, welcher der Wahr⸗ 


heit die Ehre gibt und ſich ſelber nichts vormacht, kann fie einfach ablehnen. 
„Der Aufbau“. 


Es iſt ein nicht hoch genug zu veranſchlagendes Verdienſt, die Grundfragen unſe⸗ 
res ſtaatlichen Daſeins überhaupt zur Diskuſſion zu ſtellen. Und daß das Buch von 
Lang das in ſo friſcher und unbeſchwerter Weiſe tut, gibt ihm ſeinen hohen Wert. 
Es geht ein aufrüttelndes Ethos von ihm aus. a = 

Hans Oehler in „Schweizer Monatshefte“. 


Dieſe politiſche Schrift gewinnt allgemeine Bedeutung durch die ſcharſſinnige Metho⸗ 
dik, mit welcher der Verfaſſer am Beiſpiel des eidgenöſſiſchen Staates eine politiſche 
Morphologie zu entwickeln verfteht und tief in das ewig fluftuierende Weſen alles 
politiſchen Geſchehens hineinleuchtet. „Die Literariſche Welt“. 


Der außerordentliche Wert des a liegt in der Reife der Geſamtkonzeption, die 
ſich beſonders darin erweiſt, daß Lang nicht rein theoretiſch vorgeht, ſondern die 
geſamten geſchichtlichen Entwicklungstendenzen in ſeine Darſtellung einbezieht. = 

„Deutſche Rundſchau“. 


e 


Die Fronf 


Zentrales Kampfblatt der Nationalen Front 
Erſcheint täglich mit Ausnahme des Sonntags 
Ss ee ar ñ———— 


Dieſes täglich erfcheinende, über die ganze 
Schweiz verbreitete zentrale Rampf blatt trägt 
Kunde vom Tun und Wollen der Natio⸗ 
nalen Front“ bis in die entlegenften Täler 
und Dörfer unſeres Landes. 


‚Die Front zeichnet ſich durch ihre uner⸗ 
bittliche Bekämpfung der Schäden und Mängel 
der beſtehenden Oröͤnung und ihrer Träger 
aus. Jugleich weiſt fie den Weg zum Auf⸗ 
bau einer neuen Volksgemeinſchaſt. 


In⸗ und ausländifche Korrefpondenten. — 
Raſcher Nachrichtendienſt. — Umfaſſende 
Berichterſtattung über alle Vorgänge, die mit 
der nationalen und ſozialen Erneuerungs⸗ 
bewegung der Schweiz zuſammenhängen. 
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